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ZUSAMMENFASSUNG

Der Jahresbericht über Migration und Asyl 2023 wurde im Rahmen der jährlichen Berichterstattung 
der Nationalen Kontaktpunkte im Europäischen Migrationsnetzwerk erstellt. Der Bericht skizziert die 
wichtigsten politischen und rechtlichen Entwicklungen in den Bereichen Asyl und Migration in Österreich im  
Jahr 2023. Diese werden durch Informationen zu zivilgesellschaftlichen Initiativen und öffentlichen Debatten 
kontextualisiert. 

Allgemeine Entwicklungen in den Bereichen Migration und Asyl

Im Jahr 2023 standen Maßnahmen und grenzüberschreitende Kooperationen zur Verhinderung irregulärer 
Migration im Zentrum. Zugleich war ressortübergreifend die Deckung des Arbeits- und Fachkräftemangels 
von Priorität, der Anlass zu dem ersten strategischen Maßnahmenplan gegen den Fachkräftemangel gegeben 
hat; auch hier gewannen Kooperationen mit Drittstaaten an Bedeutung. 

Des Weiteren gab es einige Entwicklungen betreffend den vorübergehenden Schutz von Vertriebenen aus 
der Ukraine; auch hier war die Arbeitsmarktintegration ein Fokus. Zudem nahm themenübergreifend die 
bilaterale Kooperation mit Drittstaaten an Bedeutung zu.

Reguläre Migration

Der Großteil der rechtlichen und Policy-Entwicklungen im Bereich der regulären Migration wurde aus Anlass 
des Arbeits- und Fachkräftemangels getroffen und betraf den Arbeitsmarktzugang von Drittstaatsangehörigen 
sowie die Anwerbung von Fachkräften aus Drittstaaten. Die Anzahl an erteilten Rot-Weiß-Rot – Karten nahm 
2023 im Vergleich zum Vorjahr zu. Erleichterungen wurden bei den Spracherfordernissen geschaffen und die 
Liste der Mangelberufe wurde erweitert. Spezielle Maßnahmen wurden im Gesundheits- und Pflegebereich 
sowie im Bereich des öffentlichen Verkehrs umgesetzt. Bei der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland 
wurde die Kooperation mit Drittstaaten verstärkt und Österreich vereinbarte das erste Memorandum of 

Understanding zur Rekrutierung von Fachkräften mit einem Drittstaat.

Internationaler Schutz

Im Jahr 2023 ging die Anzahl der Anträge auf internationalen Schutz im Vergleich zum Vorjahr zurück, wobei 
Österreich nach wie vor im EU-Vergleich die zweithöchste Antragszahl gemessen an der Bevölkerung aufweist. 
Gleichzeitig verzeichnete Österreich die höchste Anzahl an rechtskräftigen positiven Entscheidungen in den 
vergangenen fünf Jahren.

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) entschied, dass die Unabhängigkeit der Rechtsberatung für Asylwerbende 
durch die Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen (BBU GmbH) nicht hinreichend 
gesetzlich abgesichert sei.
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Zwei weitere relevante Entwicklungen gab es im Zusammenhang mit den Unterbringungskosten in der 
Grundversorgung: Zum einen wurde aufgrund gestiegener Gebäude, Energie- und Personalkosten im Winter 
2022/2023 ein von Oktober 2022 bis März 2023 befristeter Kostenersatz des Bundes an die Länder für 
finanzielle Aufwendungen als Teuerungsausgleich für Unterkunftgeber:innen beschlossen. Zum anderen 
entwickelten das Bundesministerium für Inneres (BMI) gemeinsam mit der Stadt Wien ein „Transparentes 
Realkostenmodell“, welches die pauschale Kostenabrechnung ersetzen und für mehr Transparenz, weniger 
Bürokratie und eine gerechtere Kostenverteilung sorgen soll.

Vorübergehender Schutz für Vertriebene aus der Ukraine

Das vorübergehende Aufenthaltsrecht für Vertriebene aus der Ukraine, deren Einbeziehung in die 
 österreichische Krankenversicherung sowie deren Anspruch auf Familienleistungen wurden bis 4. März 2025 
verlängert.

Aufgrund einer Entscheidung des Obersten Gerichtshofs erhalten Vertriebene bei Erfüllen der sonstigen 
Voraussetzungen einen (rechtlich durchsetzbaren) Anspruch auf Pflegegeld.

Der VfGH schaffte Rechtssicherheit darüber, dass ukrainische Staatsangehörige, welche die Ukraine nicht lange 
vor dem 24. Februar 2022 verließen (im Rahmen dieser Entscheidung waren es elf Tage zuvor), in Österreich 
vorübergehend schutzberechtigt sind.

Des Weiteren wurden Maßnahmen gesetzt, welche die Arbeitsmarktintegration von Vertriebenen fördern 
sollten: Der Bund-Länder Koordinationsrat beschloss im Jänner 2023 die Erhöhung der Freibetragsgrenze für 
Vertriebene in der Grundversorgung. Mit einer Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes im April 2023 
wurde Vertriebenen ein uneingeschränkter (bewilligungsfreier) Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglicht.

Unbegleitete Minderjährige

Die Anzahl der Anträge auf internationalen Schutz von unbegleiteten Minderjährigen ging 2023 im Vergleich 
zum Vorjahr zurück.

Die zivilgesellschaftliche Initiative „Gemeinsam für Kinderrechte“ stellte in einer Aktionswoche Obsorgeanträge 
für unbegleitete Minderjährige und unterstrich die Forderung nach einer gesetzlichen Obsorgeregelung ab 
dem ersten Tag der Ankunft.

Der befristete Teuerungsausgleich und das „Transparente Realkostenmodell“ umfassen auch unbegleitete 
Minderjährige. 

Integration

Eine Priorität im Integrationsbereich war 2023 die Arbeitsmarktintegration von Asyl- und subsidiär Schutz-
berechtigten sowie von Fachkräften aus Drittstaaten.
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In der Umsetzung des Regierungsprogramms richtete der Österreichische Integrationsfonds (ÖIF) das neue 
Integrationsservice für Fachkräfte mit unterschiedlichen Unterstützungs-, Beratungs- und Informations-
angeboten ein. Das Angebot des Sprachportals wurde erweitert und der ÖIF digitalisierte verschiedene 
Prozesse.

Dringender Handlungsbedarf wurde bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen 
identifiziert, weshalb seit November 2023 quartalsweise ein interministerielles Austauschtreffen zum Thema 
Anerkennung und Bewertung unter der Leitung des Bundeskanzleramts tagt.

Irreguläre Migration

Das BMI fokussierte in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Europäische und Internationale 
Angelegenheiten (BMEIA) und dem Bundeskanzleramt auch 2023 auf die Verhinderung irregulärer Migration. 
Dabei kam es zur Verstärkung der (bi- und multilateralen) Kooperation mit EU-Mitgliedstaaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn) sowie Drittstaaten (Armenien, Indien, Irak, Marokko, Serbien).

Rückkehr und Reintegration

Im Bereich der Rückkehr zielt das BMI weiterhin auf eine umfassende, konsequente Umsetzung. Die 
 unterstützte freiwillige Rückkehr ist dabei eine tragende Säule des österreichischen Rückkehrsystems.  
2023 bot Österreich in 40 Herkunftsländern Reintegrationsprogramme für freiwillige Rückkehrer:innen an. 
In der zweiten Jahreshälfte wurde zudem ein Maßnahmenpaket zur Förderung der freiwilligen Rückkehr in 
den Irak umgesetzt.

Im breiteren Kontext wurden Rückkehrkooperationen mit relevanten Herkunftsstaaten, darunter Indien, 
Marokko und Irak, abgeschlossen.
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1 EINLEITUNG

Der Jahresbericht über Migration und Asyl 2023 wurde im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks 
(EMN)1 erstellt, das durch die Entscheidung 2008/381/EG des Rates im Mai 2008 eingerichtet wurde.2 Das 

EMN stellt aktuelle, objektive, verlässliche und vergleichbare Informationen zu Migrations- und Asylfragen 
bereit, um die politische Entscheidungsfindung auf Ebene der Europäischen Union (EU) und der Mitglieds-
staaten zu unterstützen und diese Informationen einer breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Dies ist der 
zwanzigste Jahresbericht über Migration und Asyl3 von EMN Österreich, der den Zeitraum von 1. Jänner bis  
31. Dezember 2023 abdeckt. Ziel des Berichtes ist es, einen Überblick über die wichtigsten politischen und 
rechtlichen Entwicklungen im Bereich Migration und Asyl in Österreich zu geben. Außerdem soll er eine 
Zusammenfassung der politischen und öffentlichen Debatten in diesem Bereich bieten. 

Bei der Erstellung des Jahresberichts über Migration und Asyl 2023 folgte EMN Österreich den vom EMN 
entwickelten gemeinsamen Vorgaben, um die Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus allen Mitgliedstaaten 
zu erleichtern. Die im Rahmen dieses Berichts verwendete Terminologie basiert (sofern nicht anders 
angegeben) auf den Begriffen und Definitionen im EMN-Glossar 9.0 (EMN, 2024), darunter auch die folgenden 
 Schlüsselbegriffe:

 á Arbeitskräftemangel: Fehlen von Arbeitskräften aller Art, einschließlich Personen ohne eine berufliche 
Bildung (Bosch, 2011).

 á Drittstaatsangehörige:r: Jede Person, die nicht Unionsbürger:in im Sinne von Art. 20 Abs. 1 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union4 ist und die nicht das Gemeinschaftsrecht auf Freizügigkeit 
nach Art. 2 Abs. 5 des Schengener Grenzkodex5 genießt.

 á EWR-Bürger:in: Bürger:in des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) ist ein:e Fremde:r, der:die Staats-
angehörige:r einer Vertragspartei des Abkommens über den EWR ist.6

 á Fachkräftemangel: Fehlen von Arbeitskräften mit Qualifikationsbündeln, die über einen erfolgreichen 
Abschluss nachgewiesen werden (Bosch, 2011).

 á Flüchtling, Geflüchtete:r: Im EU-Kontext, ein:e Drittstaatsangehörige:r, der:die aus der begründeten 
Furcht vor Verfolgung wegen seiner:ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen seiner:ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, 

1  Weitere Informationen zum EMN Österreich unter www.emn.at.
2  Entscheidung des Rates vom 14. Mai 2008 zur Einrichtung eines Europäischen Migrationsnetzwerks (2008/381/EG), ABl. 131/7. 
 Verfügbar auf https:// eur-lex.europa.eu .
3  Frühere Berichte aus den Jahren 2004 bis 2022 sind unter www.emn.at verfügbar.
4  Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. C 326, S. 47–390.
5  Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen 

durch Personen (Schengener Grenzkodex), ABl. L 135, S. 27–84.
6  § 2 Abs. 1 Z 4 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung des BGBl. I Nr. 175/2023.

http://www.emn.at
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32008D0381
https://www.emn.at/de/publikationen/jahresberichte/
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dessen Staatsangehörigkeit er:sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann 
oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder ein:e Staatenlose:r, der:die sich 
infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem er:sie seinen:ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen 
nicht dorthin zurückkehren will und auf den:die Art. 12 (Ausschluss) der Richtlinie 2011/95/EU7 keine 
Anwendung findet.

 á Integration: Im EU-Kontext, ein dynamischer, in beide Richtungen gehender Prozess des gegenseitigen 
Entgegenkommens aller Zuwanderer:innen und aller in den EU-Mitgliedstaaten ansässigen Personen.

 á Materielle Aufnahmebedingungen (in Österreich: Grundversorgung): Unterstützung für den Lebens-
unterhalt, die ein EU-Mitgliedstaat einem:r Antragsteller:in auf internationalen Schutz gewährt, bestehend 
aus Unterkunft, Verpflegung, medizinischer Versorgung, Schulbedarf, Informationen, Beratung und 
Kleidung in Form von Sachleistungen, finanziellen Zuwendungen oder Gutscheinen oder einer Kombi-
nation aus diesen drei Leistungen sowie einem Tagegeld.8

 á Vorübergehender Schutz: Ein ausnahmehalber durchzuführendes Verfahren, das im Falle eines Massen-

zustroms oder eines bevorstehenden Massenzustroms von Vertriebenen aus Drittstaaten, die nicht in ihr 
Herkunftsland zurückkehren können, diesen Personen sofortigen, vorübergehenden Schutz garantiert, 
insbesondere wenn auch die Gefahr besteht, dass das Asylsystem diesen Zustrom nicht ohne Beein-

trächtigung seiner Funktionsweise und ohne Nachteile für die betroffenen Personen oder andere um 
Schutz nachsuchende Personen auffangen kann.

Um eine präzise Berichterstattung und Vergleichbarkeit zu ermöglichen, spiegelt der Jahresbericht über 
Migration und Asyl 2023 nur wesentliche Entwicklungen und Debatten wider, die auf Grundlage der in den 
Berichtsvorgaben aufgeführten Kriterien definiert wurden. Derartige Entwicklungen beziehen sich etwa auf 
geänderte oder neue Rechtsvorschriften, strategische Entwicklungen, grundlegende politische Änderungen 
sowie Entwicklungen mit hoher politischer Priorität oder signifikanten Auswirkungen auf Migrant:innen. Als 
wesentliche Debatte wurden unterschiedliche Meinungen definiert, die im österreichischen Parlament oder 
zwischen Ministerien, politischen Parteien oder Akteur:innen der Zivilgesellschaft ausgetauscht wurden und 
dementsprechend ein breites Medienecho fanden. Folgende Informationsquellen wurden herangezogen: 
Pressemitteilungen und Webseiten der relevanten Ministerien und Behörden, Journale, Studien, Berichte, 
Policy-Dokumente, Gesetzesentwürfe und erlassene Gesetze, Gerichtsurteile, Parlamentsdebatten sowie 
Online-Medienartikel der wichtigsten Tageszeitungen in Österreich. 

Grundlage für den Österreich – Jahresbericht über Migration und Asyl 2023 ist der „Jahresbericht 2023 über 
Migration und Asyl in Österreich: Beitrag zum Jahresbericht der Europäischen Kommission“ (EMN Österreich, 2024),  
der von EMN Österreich in Kooperation mit dem Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium für Arbeit und 

7  Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären 
Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Neufassung), ABl. L 337, S. 9–26.

8  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/9 (Grundversorgung), 10. Mai 2024.
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Wirtschaft, dem Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten, dem Bundesministerium  
für Inneres sowie dem Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz erstellt 
wurde, und weitere Informationen über Entwicklungen im Jahr 2023 enthält.

Der vorliegende Bericht wurde von Dr.in Anna Ammann, MA (Mitarbeiterin für Forschung) unter der Leitung 
von Dr.in Leila Hadj Abdou (Stellvertretende Leiterin der Abteilung für Migrationsforschung und -recht,  
IOM Landesbüro für Österreich) erstellt. Ein besonderer Dank gebührt Jan Niklas Janoth, MSc (Forschungs-
praktikant, IOM Landesbüro für Österreich) und Victoria Müller, BA (Forschungspraktikantin, IOM Landesbüro 
für Österreich) für ihre Unterstützung bei der Erstellung des Berichts.

Der Jahresbericht über Migration und Asyl 2023 wurde in enger Kooperation mit dem Bundesministerium 
für Inneres erstellt.
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2 ALLGEMEINE ENTWICKLUNGEN IM BEREICH MIGRATION 
 UND ASYL

Arbeitsmigration und Deckung des Arbeits- und  

Fachkräftebedarfs

Im Jahr 2023 erreichte der Fachkräftemangel in Öster-
reich mit 87 Prozent laut einer Studie von Ernst & Young  
einen Höchststand (Ernst & Young, 2024). Im Durch-

schnitt des Jahres waren zudem 206.400 Arbeitsstellen 
unbesetzt, weniger als im Rekordjahr 2022, aber 
noch immer deutlich mehr als in den Jahren davor  
(Statistik Austria, 2024). Der Arbeits- und Fachkräfte-

mangel (siehe Definition in Kapitel 1) lässt sich auf unter-
schiedliche Gründe, wie die rasche Erholung der Wirtschaft 
nach der COVID-19 Pandemie, demographische Alterung und Unterschiede im Bildungsniveau von jüngeren 
im Vergleich zu älteren Generationen zurückführen (Dornmayr und Riepl, 2023:6; Horvath et al., 2022:96–98; 
Mühlböck et al., 2023:7). Die Deckung dieses branchenübergreifenden Arbeits- und Fachkräftebedarfs 

war für die österreichische Bundesregierung im Jahr 2023 eine ressortübergreifende Priorität (BKA et al., 2023).  
Es wurde dabei von zahlreichen Akteur:innen unterstrichen, dass Arbeitsmigration und die Anwerbung  
von Fachkräften aus Drittstaaten in allen Qualifikationsniveaus (Raucher, 2023) einen unabdingbaren  
Beitrag zur Deckung des Arbeits- und Fachkräftebedarfs leisten (BKA et al., 2023; BMSGPK, 2023c;  
Der Standard, 2023e; Ebner et al., 2023:16; IV, 2023b; WKÖ, 2023a). Im Vergleich zu anderen Staaten ist 
Österreich allerdings weniger attraktiv für Arbeitsmigrant:innen. Beispielsweise befindet sich Österreich im 
„Talent Attractiveness Ranking“ der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung im 
hinteren Drittel (OECD, 2023). Laut Arbeitsmarktservice (AMS) liegt der größte Anstieg an Erwerbstätigen 
mit ausländischer Staats angehörigkeit bei EU-Bürger:innen; bei Drittstaatsangehörigen erweiterte sich das 
Arbeitskräftepotential insbesondere aufgrund der Fluchtbewegungen (AMS, 2023a:1).

Am 1. Dezember 2023 beschloss die Bundesregierung mit dem strategischen Maßnahmenplan gegen 

den Fachkräftemangel die erste gesamtstaatliche und koordinierte Strategie zur Deckung des Arbeits-
kräftebedarfs in Österreich (BKA et al., 2023; BMAW, 2023d). Der Maßnahmenplan umfasst die Bereiche: 
(1) qualifizierte Zuwanderung; (2) Arbeitsmarktintegration von bereits in Österreich lebenden Migrant:innen 
(insbesondere von Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten); und (3) Arbeitsmarktintegration von Vertriebenen 
aus der Ukraine. Um die Ziele zu erreichen, wurden das Bundeskanzleramt, sämtliche mitverantwortliche 
Bundesministerien, das AMS, die Austrian Business Agency und die Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) 
miteinbezogen, eine Aufgabenverteilung festgelegt und ein interministerieller Strategieausschuss eingerichtet  
(BKA et al., 2023; BMAW, 2023f ). Die Industriellenvereinigung (IV), die WKÖ und der Österreichische 
Wir tschaftsbund befürwor teten den strategischen Maßnahmenplan (IV, 2023d; Österreichischer 
Wirtschaftsbund, 2023; WKÖ, 2023e). Die Arbeiterkammer (AK) und die Gewerkschaft vida kritisierten 

 á Deckung des Arbeits- und Fachkräfte-
bedarfs als ressortübergreifende Priorität

 á Arbeitsmarktintegration von Vertriebenen 
aus der Ukraine im Fokus

 á Verstärkte Kooperation mit Drittstaaten in 
den Bereichen qualifizierte Zuwanderung, 
irreguläre Migration sowie Rückkehr und 
Reintegration
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hingegen das bestehende Arbeitsmigrationsmodell, welches aus ihrer Sicht  qualifizierte Zuwanderung 
verhindere und Lohn- und Sozialdumping begünstige (AK, 2023a, 2023b;  Gewerkschaft vida, 2023b).

Diskutiert wurde zudem die Möglichkeit des sogenannten „Spurenwechsels“ für Asylwerbende aus 

dem Asylsystem in andere Aufenthaltstitel, wie es beispielsweise unter bestimmten Voraussetzungen in 
Schweden für Asylwerbende nach Erhalt einer negativen Entscheidung (Swedish Migration Agency, 2023) 
und in Deutschland für Asylwerbende im laufenden Asylverfahren möglich ist (Informationsverbund Asyl und 
Migration, 2023). Forderungen in diese Richtung stellten beispielsweise der Wiener Integrationsrat, die Grüne 
Wirtschaft und die Partei die NEOS (Grüne Wirtschaft, 2023; W.I.R., 2023; Parlament Österreich, 2023f).  
Auf Regierungsebene wurde allerdings an der im Regierungsprogramm vorgesehenen Trennung von Asyl 
und Arbeitsmigration festgehalten (Brickner et al., 2023a). Um dem Arbeits- und Fachkräftemangel entge-

genzuwirken und die Integration von Geflüchteten voranzutreiben, forderten zudem einige Akteur:innen 
Erleichterungen beim Arbeitsmarktzugang von Asylwerbenden (Asylkoordination, 2023d;  
Grüne Wirtschaft, 2023; Salzburger Nachrichten, 2024; W.I.R., 2023) und wiesen auf internationale  
Studien ergebnisse hin, wonach sich eine frühe Beschäftigung positiv auf die Arbeitsmarktintegration auswirkt 
(Marbach et al., 2018; W.I.R., 2023).

Entwicklungen im Zusammenhang mit Vertriebenen aus der Ukraine

Der russische Angriffskrieg in der Ukraine führte zu der umfangreichsten und raschesten Vertreibung 
in Europa seit dem zweiten Weltkrieg (United Nations, 2022). Anfang Mai 2022 sind laut dem Hohen  
Flüchtlings kommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) über 5,7 Millionen Personen aus der Ukraine  
geflüchtet (UNHCR, 2022). Die Anzahl der Binnenvertriebenen wurde auf 8 Millionen geschätzt (IOM, 
2022). Laut Eurostat waren Ende 2023 in der Europäischen Union knapp 4,3 Millionen und in Österreich 
über 80.000 temporär Schutzberechtigte aus der Ukraine registriert (Eurostat, o.J.b). Studienergebnissen 
zufolge beabsichtigt ein signifikanter Anteil einen längerfristigen Aufenthalt in Österreich (Heilemann, 2023:12; 
 Kohlenberger et al., 2023) und unterschiedliche Akteur:innen plädierten für die Schaffung einer längerfristigen 
Bleibeperspektive (Caritas Österreich, 2023; IV, 2023c; Meinhart, 2023; ORF.at, 2023b; WKÖ, 2023b). Vor 
diesem Hintergrund und in Anbetracht des Arbeits- und Fachkräftemangels war 2023 die Arbeitsmarkt-
integration von Vertriebenen eine ressortübergreifende Priorität (siehe Kapitel 5.2).

Verstärkte Kooperation mit Drittstaaten

Die bilaterale Kooperation mit Drittstaaten in den Bereichen qualifizierte Zuwanderung, irreguläre Migration 
sowie Rückkehr und Reintegration nahm im Jahr 2023 an Bedeutung zu. Beispielsweise wurde das erste 
Memorandum of Understanding (MoU) auf Bundesebene mit einem Drittstaat (Philippinen) zur Anwerbung 
von Fachkräften vereinbart (siehe Kapitel 3.2). Des Weiteren wurde eine gemeinsame Erklärung mit Marokko 
abgeschlossen, die neben dem kulturellen, wirtschaftlichen und industriellen Bereich auch migrationsrelevante 
Themen umfasst,9 und insbesondere im Bereich der irregulären Migration (siehe Kapitel 8.2) und Rückkehr 

9  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Referat V/A/5/b (Internationale Migrationsangelegenheiten), 19. Jänner 2024.
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(siehe Kapitel 9.3) relevant ist. Am 1. September 2023 trat das Migrations- und Mobilitätsabkommen10 zwischen 
Österreich und Indien und damit das erste umfassende Migrations- und Mobilitätsabkommen, das Österreich 
mit einem Drittstaat abgeschlossen hat, in Kraft. Das Abkommen umfasst Vereinbarungen über die Förderung 
der Mobilität von qualifizierten Arbeitskräften, betreffend die Einschränkung irregulärer Migration (siehe 
Kapitel 8.2) sowie der Rückkehr von ausreisepflichtigen Staatsangehörigen (siehe Kapitel 9.3). Des Weiteren 
stärkte Österreich 2023 die Verbindungen zum Irak (siehe Kapitel 8.2 und Kapitel 9.3). Im Kontext eines 
EU-Rückübernahmeabkommens mit Armenien, welches bereits 2014 in Kraft trat, konkretisierte Österreich 
zudem in einem Durchführungsprotokoll mit Armenien die praktische Rückübernahme von Personen mit 
irregulärem Aufenthalt (siehe Kapitel 9.3).

10  Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Indien über eine umfassende Partnerschaft für Migration und 
Mobilität, BGBl. III Nr. 127/2023.
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3 REGULÄRE MIGRATION

Infobox 1: Reguläre Migration

Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit, fallen in unterschiedliche rechtliche Regime, je 
nachdem, ob die Person (1) EWR-Bürger:in oder Schweizer Bürger:in; (2) Drittstaatsangehörige:r; oder  
(3) Geflüchtete:r ist (siehe Infobox 3 sowie Definition in Kapitel I).

Der Aufenthalt für Drittstaatsangehörige, die sich länger als sechs Monate in Österreich aufhalten, 
wird im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG)11 geregelt. Das NAG sieht (allgemeine 
und besondere) Erteilungsvoraussetzungen vor, die von Drittstaatsangehörigen zu erfüllen sind, 
z. B. Einkommen in bestimmter Art und Höhe, Rechtsanspruch auf eine ortsübliche Unterkunft  
(§ 11 Abs. 2 NAG) sowie Deutschkenntnisse (§ 21a NAG.). Die qualifizierte Zuwanderung von Dritt-
staatsangehörigen nach Österreich erfolgt vor allem über die Rot-Weiß-Rot – Karte (RWR-Karte), 

die es für unterschiedliche Kategorien gibt. Dieser Aufenthaltstitel berechtigt zur befristeten Nieder-
lassung und Ausübung einer Erwerbstätigkeit bei einem:r bestimmten Arbeitgeber:in. Sie kann für 
bis zu zwei Jahre erteilt werden und ist verlängerbar. Die Erteilung der RWR-Karten erfolgt auf 
Basis eines Punktesystems. Die Beschäftigung von Saisonarbeitskräften aus dem Ausland erfolgt in 
Österreich über sogenannte Saisonkontingente, die in einer Verordnung des:der Bundesministers:in für 
Arbeit und Wirtschaft (sogenannte Saisonkontingentverordnung) festgelegt werden.12 Seit der Reform 
der RWR-Karte13 im Oktober 2022 gibt es die RWR-Karte für Stammmitarbeiter:innen. Diese sind 
Saisonarbeitskräfte, die zuvor in Österreich für einen bestimmten Zeitraum im Tourismus oder in der 
Land- und Forstwirtschaft beschäftigt waren.

3.1 Erleichterung des Arbeitsmarktzugangs

Im Jahr 2023 wurden um 40 Prozent mehr RWR-Karten als 
2022 neu erteilt (2022: 2.903; 2023: 4.042). Diese Entwicklung 
ist vor dem Hintergrund der im Oktober 2022 durchge-

führten Reform der RWR-Karte zu sehen, mit der unter-

schiedliche Erteilungsvoraussetzungen erleichtert wurden 
(im Detail siehe Stiller, 2023b:24ff.). Die Reform wird als ein 
erster wichtiger Schritt für die Förderung der qualifizierten 
Zuwanderung gesehen (BKA et al., 2023; BMAW, 2023b). 

11  Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung des BGBl. I Nr. 175/2023.
12  § 5 Abs. 1 Z 1 Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung des BGBl. I Nr. 84/2023.
13  Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes und des Fremdenpolizeigesetzes 2005,  

BGBl. I Nr. 106/2022.

 á 85 Prozent mehr RWR-Karten für 
Fachkräfte in Mangelberufen ausgestellt 

 á Aufstockung von Saisonarbeitsplätzen 

 á Erleichterungen für ausländische 
Pflegefachkräfte
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Eine genauere Betrachtung der in 2022 und 2023 neu ausgestellten RWR-Karten zeigt, dass 2023 um rund  
85 Prozent mehr RWR-Karten für Fachkräfte in Mangelberufen, welche den Großteil der ausgestellten 
RWR-Karten ausmachen, erteilt wurden als im Vorjahr (2022: 1.430; 2023: 2.642). Auch im Zehnjahres vergleich 
stieg die Anzahl der neu erteilten RWR-Karten in dieser Kategorie am meisten an. Die Anzahl der neu erteilten 
RWR-Karten in den Kategorien besonders Hochqualifizierte, Studienabsolvent:innen, selbstständige Schlüssel-
kräfte und Start-up Gründer:innen blieb 2023 im Vergleich zum Vorjahr ungefähr auf gleichem Niveau. Die 
RWR-Karte für Stammmitarbeiter:innen wurde im Oktober 2022 neu eingeführt und überstieg 2023 bereits 
die RWR-Karten für Studienabsolvent:innen, selbstständige Schlüsselkräfte und Start-up Gründer:innen. Eine 
Abnahme um rund 12 Prozent gab es bei der RWR-Karte für sonstige Schlüsselkräfte (2022: 1.187; 2023: 1.062); 
damit lag die Anzahl der Erteilungen auch unter jener von 2018 (1.152). 

In der folgenden Abbildung 1 wird die Entwicklung der RWR-Karten für Fachkräfte in Mangelberufen und 
sonstige Schlüsselkräfte dargestellt. Abbildung 2 gibt einen Überblick über die restlichen Kategorien, in denen 
jeweils unter 200 Erteilungen pro Jahr zu beobachten sind. 

Abbildung 1: Anzahl der neu erteilten RWR-Karten für Fachkräfte in Mangelberufen und sonstige 

Schlüsselkräfte (2014 bis 2023)
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Abbildung 2: Anzahl der neu erteilten RWR-Karten in den weiteren Kategorien (2014 bis 2023)
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Anmerkungen:  Die RWR-Karte für Start-up Gründer:innen gibt es seit 2018. Die RWR-Karte für Stammmitarbeiter:innen gibt es seit 2022.
Quellen:  BMI, 2014, 2015b, 2016b, 2017b, 2018b, 2019b, 2020b, 2021b, 2022b, 2023k.

Um den Arbeitsmarktzugang von Arbeitskräften aus Drittstaaten im Rahmen der RWR-Karte zu erleichtern, 
wurden 2023 folgende Maßnahmen umgesetzt (BMAW, 2023a):

 á Um die Bearbeitungszeit von Anträgen auf RWR-Karten zu verkürzen, haben Berufsvertretungsbehörden 
seit 30. Jänner 2023 die Möglichkeit, RWR-Kartenanträge mittels elektronischer Übermittlung an die 
Ämter der jeweiligen Landesregierungen weiterzuleiten.14

 á Am 21. April 2023 traten mit einer Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG)15 Erleichte-

rungen im Zusammenhang mit dem Zulassungskriterium „Sprachkenntnisse“ für die RWR-Karte 
in Kraft. Nach der neuen Regelung werden Punkte nicht nur für Deutsch und Englisch, sondern auch für 
Sprachkenntnisse in Französisch, Spanisch, Bosnisch, Kroatisch, und Serbisch erteilt. Die neue Regelung 
gilt für besonders Hochqualifizierte, Fachkräfte in Mangelberufen, sonstige Schlüsselkräfte und Start-up 
Gründer:innen (Parlament Österreich, 2023c). Weiters wurden die erforderlichen Deutschsprachkennt-
nisse zur Erteilung einer RWR-Karte für Stammmitarbeiter:innen (siehe Infobox 1) von Sprachniveau A2 auf 
Sprachniveau A1 (jeweils gemäß dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen) gesenkt.

Die Erleichterungen wurden beispielsweise von der Industriellenvereinigung (IV) als Schritt in die richtige 
Richtung gesehen (IV, 2023a). Weiterer Verbesserungsbedarf wurde im Zusammenhang mit den Anforde-

rungen für niedrig- und mittelqualifizierte Arbeitskräfte, dem bürokratischen Aufwand und der Digitalisierung 
geortet (Kohlenberger, 2023a, 2023b; Strobl, 2023). 

14  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten, 25. Jänner 2024.
15  Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl. I Nr. 43/2023.
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Die Fachkräfteverordnung 2023,16 in welcher die diesjährige Liste der Mangelberufe erlassen wurde, trat 
am 1. Jänner 2023 in Kraft. Diese bietet drittstaatsangehörigen Fachkräften bei Erfüllung der entsprechenden 
Voraussetzungen17 die Möglichkeit, mittels RWR-Karte zur Beschäftigung in einem Mangelberuf im gesamten 
Bundesgebiet oder in einem bestimmten Bundesland zugelassen zu werden. Mit 98 bundesweiten und zusätzlich 
56 regionalen Mangelberufen wurde im Jahr 2023 eine historische Höchstzahl an Mangelberufen erreicht.18 

Die Gewerkschaft vida sah die Erweiterung der Mangelberufsliste kritisch und plädierte stattdessen für eine 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und eine Erhöhung der Löhne (Gewerkschaft vida, 2023a).

Die Branchen Tourismus sowie Land- und Forstwirtschaft waren im Jahr 2023 mit einem besonderen 

Arbeits- und Fachkräftemangel konfrontiert (BMAW, 2023c). In der Tourismusbranche wird als Grund 
häufig auf die hohe Fluktuation aufgrund der Arbeitsbedingungen verwiesen (Szigetvari, 2023). Um den 
Bedarf an saisonalen Arbeitskräften zu decken, sah die Saisonkontingentverordnung 202319 insgesamt 

6.568 Saisonarbeitsplätze in diesen Branchen vor (siehe Infobox I). Am 6. Juni 2023 trat eine Änderung der 
Saisonkontingent verordnung in Kraft, mit der die Anzahl der Saisonarbeitsplätze auf 7.568 Plätze aufgestockt 
wurde (im Tourismus auf 4.287 Plätze, in der Land- und Forstwirtschaft auf 3.162 Plätze, in der Erntewirtschaft 
blieben 119 Plätze).20 Die Arbeiterkammer (AK) kritisierte die Aufstockung des Saisonkontingents und forderte 
stattdessen eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen, insbesondere in der Tourismusbranche (AK, 2023a).

Im Gesundheits- und Pflegebereich wurden erste Schritte zur Deckung des Fachkräftemangels bereits in 
den Jahren 2021 (Ebner, 2022:14) sowie 2022 gesetzt (BMSGPK, 2023b). Am 22. Juli 2023 traten mit einer 
Änderung21 des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes (GuKG)22 weitere Erleichterungen in Kraft:

 á Die Nostrifizierung von im Ausland absolvierten Ausbildungen in der Pflegeassistenz ist unter bestimmten 
Voraussetzungen an die Absolvierung einer Eignungsprüfung, eines Anpassungslehrgangs, oder einer 
Ergänzungsausbildung geknüpft. Die Novelle sieht vor, dass sich Pf legeassistent:innen in diesem 
Fall befristet auf zwei Jahre in das Gesundheitsberufsregister eintragen lassen und innerhalb dieses 
Zeitraums die Pflegeassistenz unter Anleitung und Aufsicht von Angehörigen des gehobenen Dienstes für  
Gesundheits- und Krankenpflege ausüben können (§§ 87 Abs. 12, 89 Abs. 10 GuKG).

 á Im Ausland ausgebildete Pflegeassistent:innen können während des Anerkennungs- oder Nostrifikations-
prozesses eine Tätigkeit in der Pflegeassistenz zu Fortbildungszwecken ausüben. Diese Tätigkeit hat unter 
Anleitung und Aufsicht eines Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege 
zu erfolgen und ist auf maximal ein Jahr befristet (§ 89a GuKG).

16  Fachkräfteverordnung 2023, BGBl. II Nr. 488/2022.
17  § 12a Ausländerbeschäftigungsverordnung, BGBl. Nr. 609/1990, in der Fassung BGBl. II Nr. 175/2023.
18  Im Jahr 2022 gab es 68 bundesweite und zwischen 2 und 49 regionale Mangelberufe in den Bundesländern, siehe § 1 Fachkräfteverordnung 2022, BGBl. II Nr. 573/2021,  

in der Fassung des BGBl. II Nr. 271/2022.
19  Saisonkontingentverordnung 2023, BGBl. II Nr. 489/2022, in der Fassung des BGBl. II Nr. 168/2023. Diese trat am 1. Jänner 2023 in Kraft.
20  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft, 19. Jänner 2024.
21  GuKG-Novelle 2023, BGBl. I Nr. 108/2023.
22  Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997, in der Fassung des BGBl. I Nr. 108/2023.
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 á Erleichterungen für die Nostrifikation in Pflegeassistenzberufen sind vorgesehen (§ 89 GuGK). Es 
wird beispielsweise ausdrücklich klargestellt, dass sowohl Ausbildung als auch Berufserfahrung zu 
 berücksichtigen sind (§ 89 Abs. 6 GuKG).

Zur weiteren Verbesserung bei der Rekrutierung von Pflegefachkräften schlug das Hilfswerk Österreich einen 
Fünf-Punkte-Plan vor, der ethische Rekrutierung, Kooperation mit Herkunftsländern, Niederlassungsperspektiven, 
Anlaufstellen im Inland und Erleichterungen bei der Anerkennung umfasst (Hilfswerk Österreich, 2023). 

3.2 Anwerbung von Arbeits- und Fachkräften

Infobox 2: Internationale Fachkräfteoffensive und Skills-Mobilitätspartnerschaften

Die Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) entwickelte eine internationale Fachkräfte-Strategie als strategi-
sches Rahmenwerk für die Gewinnung von Fachkräften aus dem Ausland (WKÖ, 2023f). Die Internationale 

Fachkräfte-Offensive (IFO) ist ein Programm zur Umsetzung der internationalen Fachkräfte-Strategie und 
zielt darauf ab, den Zuzug von qualifizierten Fachkräften in Mangelberufen aus bestimmten Fokusländern 
zu fördern (WKÖ, 2023f). Die IFO wurde im Jahr 2022 initiiert (Ebner et al., 2023:10).

Skills-Mobilitätspartnerschaften (SMPs) sind bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen zwischen 
Staaten, die auf die Entwicklung von Qualifikationen abzielen. SMPs bestehen in der Regel aus fünf 
Komponenten: (1) staatliche Zusammenarbeit, (2) Einbeziehung unterschiedlicher Interessengruppen, 
(3) Training, (4) Anerkennung von Qualifikationen und (5) Migration/Mobilität (IOM, 2019). Eine von 
IOM Österreich im Jahr 2023 durchgeführte Studie zeigt, dass relevante Stakeholder:innen in Österreich 
und in den potenziellen Partnerstaaten großes Interesse an SMPs haben, jedoch Hürden für die 
praktische Umsetzung bestehen. Die Studie identifizierte zudem die (teilweise unterschiedlichen) 
Bedürfnisse einiger möglicher Partnerstaaten, welche beispielsweise den Ausbau von Ausbildungs-
strukturen und Skills-Entwicklung umfassen (Ebner et al., 2023:20, 25).

Im Rahmen der IFO unterstütze die WKÖ in 
 Kooperation mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Wirtschaft (BMAW) sowie der Austrian Business 
Agency (ABA) österreichische Unternehmen bei 
der Rekrutierung von internationalen Fachkräften 
(ABA, 2023; WKÖ, 2023e). Die IFO wurde im 
Jahr 2023 in sechs ausgewählten Fokusländern 
(Albanien, Brasilien, Indonesien, Kosovo23, Nordma-

zedonien, Philippinen) umgesetzt, in denen der Wir tschaftsstandor t Österreich beworben und 
 internationale Fachkräfte in Fokus-Mangelberufen gesucht wurden (WKÖ, 2023e, 2023f). Beispielsweise  

23  Der Verweis auf Kosovo ist im Sinne der Resolution 1244 (1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu verstehen.

 á Memorandum of Understanding mit den 

Philippinen abgeschlossen

 á Erleichterungen für Fachkräfte im 
Verkehrs- und Mobilitätsbereich

 á Migrations- und Mobilitätsabkommen 
zwischen Österreich und Indien in Kraft
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organisier ten WKÖ und ABA im September 2023 eine Informationsveranstaltung in Brasilien um 
IT-Spezialist:innen auf Jobmöglichkeiten in Österreich aufmerksam zu machen (WKÖ, 2023c).

Im April 2023 reiste eine Delegation aus Vertreter:innen der WKÖ, des BMAW und der ABA in die Philippinen 
um Rahmenbedingungen für die Anwerbung von Fachkräften aus den Philippinen zu sondieren (BMAW, 2023e).  
Am 25. Oktober 2023 unterzeichneten Österreich und die Philippinen schließlich ein Memorandum of 

Understanding (MoU) über die Rekrutierung von Fachkräften, welches das erste MoU dieser Art 
darstellt, welches Österreich mit einem Drittstaat geschlossen hat. Auch die Bundesländer unternahmen 
Bestrebungen zur Anwerbung von philippinischen Fachkräften. Am 7. Juli 2023 unterzeichneten die Stadt 
Wien, die WKÖ und die philippinische Regierung ein MoU zur Anwerbung philippinischer Pflegefachkräfte  
(Fonds Soziales Wien, o.J.). Abkommen in anderen Branchen wurden auch angepeilt (W.I.R., 2023). Burgenland 
und Oberösterreich rekrutierten im Jahr 2023 bereits philippinische Pflegefachkräfte (Land Burgenland, 2023; 
Oberösterreichische Landesregierung, 2023).

Mit dem fortschreitenden Ausbau des öffentlichen Verkehrs stieg der Bedarf an zusätzlichen Fachkräften 
für die Personenbeförderung (Parlament Österreich, 2023d:2). Um die Anwerbung von Fachkräften 

im Verkehrs- und Mobilitätsbereich zu erleichtern, trat am 31. Dezember 2023 eine Änderung jener 
Bestimmung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG) in Kraft, die regelt unter welchen Voraus-
setzungen ein:e Drittstaatsangehörige:r in einem in der Fachkräfteverordnung festgelegten Mangelberuf 
zugelassen werden kann (§ 12a AuslBG).24 Diese Bestimmung setzt unter anderem einen Nachweis 
über eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung voraus (§12a Abs. 1 Z 1 AuslBG), die zumindest 
mit einem österreichischen Lehrabschluss vergleichbar sein muss (Parlament Österreich, 2023d:2). Nach 
der geänderten Rechtslage gilt in der Berufssparte öffentlicher Verkehr eine entsprechende Berufs-
berechtigung als einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung (§ 12a Abs. 2 AuslBG). Die Gewerkschaft 
vida sah diese Entwicklung kritisch und forderte stattdessen eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
sowie den Ausbau von Qualif izierungs- und Umschulungsmöglichkeiten (Gewerkschaft vida, 2023c).  
Der Fachverband Schienenbahnen der WKÖ begrüßte diese Entwicklung (WKÖ, 2023d).

Das Migrations- und Mobilitätsabkommen zwischen Österreich und Indien,25 das am 1. September 2023  
in Kraft trat, zielt darauf ab, die Mobilität von qualifizierten Arbeitskräften zu fördern und durch den Austausch 
von Informationen zu erleichtern. Eine Betrachtung der aufrechten RWR-Karten nach Staatsangehörigkeit 
in den vergangenen fünf Jahren zeigt, dass jährlich rund 10 Prozent der aufrechten RWR-Karten an indische 
Staatsangehörige ausgestellt wurden und Indien damit – neben Bosnien-Herzegowina und Serbien – in die  
Top drei Nationalitäten fällt (BMI, 2019b:8, 2020b:9, 2022b, 2021b:17, 2023k:17). Zudem ebnete das Abkommen 
den Weg, um Kooperationen im Bereich Migration auszubauen (Ebner et al., 2023:20).

24  Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes und des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes, BGBl. I Nr. 175/2023.
25  Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Indien über eine umfassende Partnerschaft für Migration und 

Mobilität, BGBl. III Nr. 127/2023.
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4 INTERNATIONALER SCHUTZ

Infobox 3: Internationaler Schutz

Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern Schutz vor Verfolgung (Asyl) zu suchen und (bei Erfüllen 
der Flüchtlingseigenschaft) Schutz zu erhalten.26 

Internationaler Schutz umfasst die Flüchtlingseigenschaft (Asyl; siehe Kapitel I) und den subsidiären 

Schutz. Eine Person ist ein Flüchtling im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)27 sobald er:sie 
die Kriterien der Flüchtlingsdefinition erfüllt. Subsidiär Schutzberechtigte sind Personen, die keine 
Flüchtlingsstatus haben, aber deren Leben oder Unversehrtheit im Herkunftsstaat bedroht wird.

Ein zentrales Prinzip der GFK ist das Non-Refoulement Prinzip, welches die Ausweisung, Auslieferung 
oder Rückschiebung von Personen verbietet, wenn die Gefahr besteht, dass ihnen im Zielland Folter, 
unmenschliche Behandlung bzw. schwere Menschenrechtsverletzungen drohen.

EU-Richtlinien und Verordnungen sehen zudem gemeinsame verbindliche Mindeststandards für alle 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union vor, z. B. für die Durchführung von Asylverfahren. Ein zentraler 
Bestandteil des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems ist das Dublin Verfahren,28 das regelt, welcher 
Mitgliedstaat für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist. Dabei kommen unter-
schiedliche Kriterien in einer festgelegte Reihenfolge zur Anwendung (Artikel 7 Dublin-III-Verordnung). In 
der Regel ist der erste Staat, den ein:e Asylsuchende:r betritt, für das Verfahren zuständig. Der Grundsatz 
des Kindeswohls und das Prinzip der Familieneinheit finden besondere Berücksichtigung (UNHCR 
Deutschland, o.J.); die Zuständigkeit kann unter anderem basierend auf diesen Prinzipien variieren.

In Österreich wird der internationale Schutz primär im Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) geregelt.  
In erster Instanz werden Anträge vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) geprüft  
(siehe Anhang). Über einen Antrag auf internationalen Schutz kann eine positive, negative oder sonstige 

Entscheidung ergehen. Eine sonstige Entscheidung betrifft die Gegenstandslosigkeit und Zurückziehung 
des Antrags,29 die Aussetzung des Verfahrens,30 sowie die Einstellung des Verfahrens.31

26  Artikel 14 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 10. Dezember 1948. A/RES/217. Artikel 18 Charta der Grundrechte der Europäischen Union. ABl. C. 326, S. 391–407.  
Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 28. Juli 1951, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 189; Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
31. Jänner 1967, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 606.

27  Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 28. Juli 1951, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 189; Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
31. Jänner 1967, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 606.

28  Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist (Neufassung), AB L 180, S. 31–59.

29  Als gegenstandslos abgelegt werden beispielsweise unter bestimmten Voraussetzungen Folgeanträge oder wenn der Antrag unzulässigerweise schriftlich gestellt 
wurde (§ 25 AsylG 2005).

30  Ein Verfahren ist auszusetzen, wenn eine Vorfrage Gegenstand eines anhängigen Verfahrens bei der zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. beim zuständigen Gericht 
ist oder gleichzeitig anhängig gemacht wird (BMI, 2023a:53), § 38 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51/1991, in der Fassung BGBl. I Nr. 88/2023.

31  Asylverfahren sind gemäß § 24 AsylG 2005 einzustellen, wenn sich Asylwerbende dem Verfahren entzogen haben und eine Entscheidung ohne eine allenfalls 
weitere Einvernahme oder Verhandlung nicht erfolgen kann. Eine Verfahrensentziehung bedeutet, dass dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) oder 
dem Bundesverwaltungsgericht der Aufenthaltsort des:der Asylwerbenden weder bekannt noch leicht feststellbar ist, wenn er:sie das Bundesgebiet freiwillig 
verlässt und das Verfahren nicht als gegenstandslos abzulegen ist oder er:sie trotz Aufforderung zu den ihm:r vom Bundesamt im Zulassungsverfahren gesetzten 
Terminen nicht kommt.
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4.1 Statistische Entwicklungen

In der Europäischen Union stieg die Anzahl der Anträge 
auf internationalen Schutz im Jahr 2023 und erreichte im 
Oktober laut der Asylagentur der Europäischen Union 
(EUAA) die höchste Anzahl an Anträgen in einem Monat, 
die in den vergangenen sieben Jahren verzeichnet wurde 
(EUAA, 2024). Entgegen diesem Trend waren die Anträge auf internationalen Schutz 2023 in Österreich im 
Vergleich zum Vorjahr rückläufig (2022: 112.272 Anträge; 2023: 59.232 Anträge; minus 47%). Ein Zehnjahresver-
gleich (Abbildung 3) zeigt jedoch, dass es 2023 nach 2015 und 2022 die dritthöchste Anzahl an Anträgen in dieser 
Periode gab. Im EU-Vergleich zählte Österreich 2023 zu den Mitgliedstaaten mit den meisten Asylanträgen – nur 
in einem weiteren Mitgliedstaat (Zypern) gab es mehr Anträge gemessen an der Bevölkerung (EUAA, 2024: 10).

Infolge der hohen Anzahl an Anträgen auf internationalen Schutz im Jahr 2022, setzte das Bundesministerium für 
Inneres (BMI) 2022 und 2023 eine Reihe an Maßnahmen gegen irreguläre Migration auf nationaler, europäischer 
und internationaler Ebene um und verwendete dafür den politischen Begriff „Asylbremse“. Das BMI begründete 
die Verwendung dieses Begriffs mit einer Notwendigkeit zur Reduzierung irregulärer Migration mit einer hohen 
gesamtstaatlichen Belastung, etwa in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Wohnen.32 Manche Akteur:innen 
sehen den Begriff problematisch, da Österreich zur Gewährleistung des Rechts auf Asyl aufgrund der GFK, der 
Europäischen Konvention für Menschenreche und EU-Recht verpflichtet ist (Parlamentsdirektion, 2023b) und 
die Maßnahmen wurden im Hinblick auf mögliche Umlenkungseffekte von Flucht- und Migrationsbewegungen 
anstelle einer Reduktion irregulärer Migration diskutiert (Kohlenberger, 2023c; Pollak, 2023).

Abbildung 3: Anzahl der Anträge auf internationalen Schutz (2014–2023)
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28 064

88 340

42 285

24 735
13 746 12 886 14 775

39 930

59 232

112 272120 000

100 000

80 000

60 000

40 000

20 000

0

AN
ZA

HL
 D

ER
 A

N
TR

ÄG
E

Quellen: BMI, 2015a:3, 2016a:3, 2017a:8, 2018a:8, 2019a:8, 2020a:8, 2021a:8, 2022a:10, 2023a:10, 2024a:1.

32  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Referat V/A/5/a (EU-Migrationsangelegenheiten), 10. Mai 2024.

 á Rückgang bei den Antragszahlen

 á Mehr rechtskräftige positive Entscheidungen
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Über ein Drittel aller Anträge auf internationalen Schutz wurden 2023 von syrischen Staatsangehörigen gestellt 
(21.409), gefolgt von Antragsteller:innen mit afghanischer (8.567), türkischer (7.769) und marokkanischer 
(6.948) Staatsangehörigkeit (BMI, 2024a:4). Auf diese vier Nationalitäten fielen drei Viertel aller Anträge 
im Jahr 2023. Des Weiteren war 2023 ein Anstieg von Asylanträgen von türkischen Staatsangehörigen zu 
beobachten (Februar: 144 Anträge; Oktober: 2.885 Anträge; BMI, 2024a:18). Die Gründe scheinen unklar. 
Laut Medienberichten sei der Anstieg unter anderem auf das Erdbeben am 6. Februar 2023 in der Republik 
Türkei und der Arabischen Republik Syrien zurückzuführen (ORF.at, 2023a), vom BMI konnte dies aber nicht 
bestätigt werden.33

Hervorzuheben ist außerdem, dass 2023 über 20 Prozent mehr positive rechtskräftige Entscheidungen als 2022 
und damit die höchste Anzahl an rechtskräftigen positiven Entscheidungen in den vergangenen fünf Jahren 
ergingen (Abbildung 4). Die Anzahl der negativen Entscheidungen ging 2023 im Vergleich zum Vorjahr um  
24 Prozent zurück; obwohl vergleichsweise dennoch mehr rechtskräftige negative Entscheidungen als positive 
ergingen. Auch die Anzahl der sonstigen Entscheidungen reduzierte sich um 27 Prozent. Die Anzahl der rechts-
kräftigen sonstigen Entscheidungen (siehe Infobox 3 und Abbildung 4) weist darauf hin, dass Österreich für 
rund ein Fünftel der Antragsteller:innen ein Transitland war (Asylkoordination, 2023b; Der Standard, 2023d). 
Dafür spricht auch die vergleichsweise niedrige Anzahl der Asylwerbenden in der Grundversorgung (Stand 
31. Dezember 2023: 20.571; 31. Dezember 2022: 21.572; siehe BMI, 2023f, 2024b:10; Der Standard, 2023a;  
Expertenrat für Integration, 2023:13).

Abbildung 4: Übersicht der rechtskräftigen Entscheidungen über Anträge auf internationalen Schutz 

(2019–2023)

2019 2020 2021 2022 2023 Gesamt

  positive 13 927 13 214 19 423 21 985 27 312 95 861
  negative 31 862 28 796 37 946 81 833 61 838 242 275
  sonstige 4 249 3 221 8 535 42 491 31 066 89 562
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Quellen: BMI, 2020a:28, 2021a:28, 2022a:25, 2023a:26, 2024a:27.

33  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/7 (Fremdenpolizei, Visaangelegenheiten und ETIAS), 10. Mai 2024.
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4.2 Rechtsberatung

Seit 1. Jänner 2021 wird die Rechtsberatung für  Asylwerbende 
vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) 
und dem Bundesverwaltungsgericht (BVwG) durch die 
Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
(BBU GmbH) durchgeführ t.34 Die BBU GmbH ist eine 
 Gesellschaft, die sich im Allein eigentum des Bundes befindet und 2019 mit dem BBU-Errichtungsgesetz35  

eingerichtet wurde. Die Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit der Rechtsberater :innen ist in  
§ 13 BBU-Errichtungsgesetz dem Grunde nach festgelegt. Die nähere (organisatorische und institutionelle) 
Ausgestaltung der Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit wird in einem sogenannten Rahmenvertrag zwischen 
der BBU GmbH und dem Bund geregelt, der nicht öffentlich zugänglich ist (VfGH, 2023b). Nichtregierungs-
organisationen waren seit der Gründung der BBU GmbH über deren Unabhängigkeit und Qualität der Rechts-
beratung besorgt (Ebner, 2022:19). Auch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) 
äußerte Bedenken hinsichtlich der Unabhängigkeit der Rechtsberatung durch die BBU GmbH (ECRI, 2022). 
Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) leitete 2022 aufgrund mehrerer Beschwerden von Asylwerbenden gegen 
Erkenntnisse des BVwG ein Gesetzprüfungsverfahren ein (VfGH, 2023b). Am 14. Dezember 2023 entschied 
der VfGH, dass die Unabhängigkeit der Rechtsberatung für Asylwerbende durch die BBU GmbH nicht hinrei-
chend gesetzlich abgesichert ist und hob die entsprechenden Bestimmungen des BBU-Errichtungsgesetzes und 
des BFA-Verfahrensgesetzes36 als verfassungswidrig auf (VfGH, 2023b). Der Gesetzgeber hat bis 1. Juli 2025 
Zeit, eine gesetzliche Neuregelung vorzunehmen. Für den VfGH war die Durchführung der Rechtsberatung 
durch die BBU GmbH per se in Ordnung, womit die gewählte Rechtsform als verfassungskonform anerkannt 
wurde. Es mangelte jedoch an einer hinreichenden gesetzlichen Absicherung der Unabhängigkeit, weshalb 
der VfGH eine Verletzung des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf feststellte (VfGH, 2023b). Die 
Zivilgesellschaft sah ihre Bedenken bestätigt (Asylkoordination, 2023e). Die Justizministerin und die BBU GmbH 
begrüßten die Entscheidung und standen einer zukünftigen gesetzlichen Absicherung der Unabhängigkeit der 
Rechtsberatung positiv gegenüber (Der Standard, 2023j).

4.3 Grundversorgung

Per Stichtag 31. Dezember 2023 waren insgesamt 78.834 
Personen in der Grundversorgung (BMI, 2024a:53; siehe 
Kapitel I). Wie bereits 2022 (Stiller, 2023b:33) war auch zum 
Jahresende 2023 der Großteil aller Personen in der Grund-

versorgung Vertriebene aus der Ukraine (51%), gefolgt von 
Asylwerbenden (26%) sowie subsidiär Schutzberechtigten (14%) und Sonstigen (9%; BMI, 2024b). 

34  § 2 Abs. 1 Z. 2 iVm Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019.
35  BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019.
36  BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012, in der Fassung des BGBl. I Nr. 221/2022.

 á Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshof betreffend die 
Rechtsberatung von Asylwerbenden

 á Befristeter Teuerungsaugleich

 á Transparentes Realkostenmodell
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Die Kostenabrechnung in der Grundversorgung zwischen dem Bund und den Ländern erfolgt  grundsätzlich 
in Form von Tagsätzen. Die Zivilgesellschaft und die Bundesländer weisen seit langem darauf hin, dass die 
vom Bund geleisteten Zahlungen nicht die realen Kosten bei der Beherbergung und Betreuung von Geflüch-

teten abdecken und fordern eine Reform (Der Standard, 2023f; ORF.at, 2023c). Um gestiegenen Gebäude-, 
Energie-, und Personalkosten auszugleichen, trat am 24. März 2023 ein Bundesgesetz über einen befristeten 

Teuerungsausgleich im Rahmen der Grundversorgung in Kraft.37 Das Gesetz sieht einen Teuerungsaus-
gleich für individuelle und organisierte Unterkünfte in der Landesgrundversorgung vor. Konkret betrug der 
Kostenersatz bei individueller Unterbringung für Einzelpersonen monatlich höchstens EUR 50 und für Familien 
EUR 100. In organisierten Unterkünften wurde ein Kostenersatz um höchstens EUR 2 pro Person bzw. bei 
unbegleiteten Minderjährigen von höchstens EUR 4 gewährt. Der Teuerungsausgleich umfasste den Zeitraum 
vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2023. Der Bund stellte knapp über EUR 26 Millionen zur Verfügung 
(Parlamentsdirektion, 2023d). Die SPÖ und NEOS befürworteten die Initiative zwar, kritisierten allerdings 
die Befristung des Teuerungsausgleichs (Parlamentsdirektion, 2023c).

Am 15. September 2023 präsentierten der Bundesminister für Inneres und der Wiener Stadtrat für 
Gesundheit, Soziales und Sport ein „Transparentes Realkostenmodell“ für die Grundversorgung, welches 
die pauschale Kostenabrechnung ersetzen soll (BMI, 2023u). Das Realkostenmodell umfasst alle Personen, die 
im Rahmen der Grundversorgung in organisierten Unterkünften in Wien untergebracht sind, einschließlich 
unbegleiteter Minderjähriger und pf legebedürftiger Personen in der Sonderbetreuung (BMI, 2023u;  
Parlament Österreich, 2023e). Es ist als Pilotprojekt mit einer rückwirkenden Verrechnung ab 1. Jänner 2023 bis  
30. Juni 2026 gestaltet (BMI, 2023u). Zur Umsetzung des Realkostenmodells war eine Vereinbarung nach  
Artikel 15a Bundes-Verfassungsgesetz38 zwischen dem Bund und dem Land Wien erforderlich, welche am  
1. Jänner 2024 in Kraft trat.39 Die Vereinbarung sieht vor, dass die Kosten für unbegleitete Minderjährige und 
 pflegebedürftige Personen, die in Sondereinrichtungen untergebracht sind, rückwirkend ab 1. Jänner 2023 nach dem 
Realkostenmodell verrechnet werden. Für sämtliche im Rahmen der Grundversorgung in Wien in organisierten 
Unterkünften untergebrachten Personen kommt die Verrechnung nach dem Realkostenmodell ab 1. Jänner 2024  
zur Anwendung (Art. 3 Abs 2 Realkostenverrechnungsvereinbarung Bund – Wien). 

37  Befristeter Kostenersatz des Bundes an die Länder für finanzielle Aufwendungen als Teuerungsausgleich im Rahmen der Grundversorgung, BGBl. I Nr. 28/2023.
38  Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930, in der Fassung BGBl. I Nr. 222/2022.
39  Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Land Wien gemäß Artikel 15a B-VG, mit der die Verrechnung der Differenzbeträge zwischen den Kostenhöchstsätzen 

der Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG und den tatsächlich entstandenen Kosten für sämtliche in organisierten Unterkünften untergebrachten 
Personen inklusive der Unterbringung, Versorgung und Betreuung von vulnerablen Personengruppen ermöglicht werden soll (Realkostenverrechnungsvereinbarung 
Bund – Wien), BGBl. Nr. 1/2024.
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5 VORÜBERGEHENDER SCHUTZ FÜR VERTRIEBENE AUS  
 DER UKRAINE

Infobox 4: Vorübergehender Schutz für Vertriebene aus der Ukraine

Die Europäische Union (EU) reagierte auf den russischen Angriffskrieg in der Ukraine mit der 
Anwendung der EU-Richtlinie über den vorübergehenden Schutz40 von 2001, die mit dem 
Durchführungsbeschluss41 des Rats der EU vom 4. März 2022 für auf die aus der Ukraine vertriebenen 
Personen erstmals zur Anwendung kam. Damit erhalten Vertriebene aus der Ukraine temporären 
Schutz in der  Europäischen Union sowie unterschiedliche Rechte, darunter Zugang zu Sozialleistungen, 
zum Bildungssystem (für Minderjährige), zu Unterbringung und zu (selbstständiger oder  unselbstständiger) 
Erwerbstätigkeit (Artikel 12–14 der EU-Richtlinie über den vorübergehenden Schutz). Laut der  
EU-Richtlinie wird der temporäre Schutz für die Dauer von einem Jahr gewährt, verlängert sich  automatisch 
zwei Mal um sechs Monate und kann bei Fortbestehen von Gründen für den  vorübergehenden Schutz 
mit Ratsbeschluss um bis zu ein Jahr verlängert werden.

Zur Umsetzung des vorübergehenden Schutzes in Österreich trat am 12. März 2022 die Vertriebenen-

Verordnung (VertriebenenVO)42 in Kraft.

5.1 Vertriebenenstatus und Sozialleistungen

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) beschäftigte sich 2023 
mit dem Vertriebenenstatus, welcher in Österreich unter 
anderem voraussetzt, dass die Person am 24. Februar 2022  
über einen Wohnsitz in der Ukraine ver fügte. Der  
VfGH entschied am 15. März 2023, dass ukrainische 
Staatsangehörige, welche die Ukraine nicht lange vor dem  
24. Februar 2022 verließen (in der Entscheidung verließ die 
betroffene Person die Ukraine elf Tage zuvor), an diesem 
Stichtag nach wie vor einen Wohnsitz in der Ukraine hatten 
und daher in Österreich vorübergehend schutzberechtigt sind (VfGH, 2023a, 2023a). Die Entscheidung 
brachte Rechtssicherheit darüber, dass auch Personen, welche die Ukraine – beispielsweise für einen Urlaubs-
aufenthalt – kurz vor dem 24. Februar 2024 verließen, in Österreich schutzberechtigt sind.

40  Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von 
Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser 
Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten, ABl. L 212, S. 12–23.

41  Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2409 des Rates vom 19. Oktober 2023 zur Verlängerung des mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 eingeführten 
vorübergehenden Schutzes. ABl. L. 2023/2409, S. 24.

42  Vertriebenen-Verordnung, BGBl. II Nr. 92/2022, in der Fassung des BGBl. II Nr. 27/2023.

 á Verlängerung des vorübergehenden 
Schutzes bis 4. März 2025

 á Forderung nach längerfristiger 
Bleibeperspektive

 á Anspruch von Vertriebenen auf 
Pflegegeld
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Das vorübergehende Aufenthaltsrecht für Vertriebene wurde zunächst mit einer Änderung der 
VertriebenenVO,43 bis 4. März 2024 verlängert (§ 4 Abs. 1 VertriebenenVO). Das Bundesamt für Fremden-

wesen und Asyl (BFA) sendete daraufhin allen registrierten Vertriebenen mit Wohnsitz in Österreich automa-

tisch einen neuen Ausweis mit verlängertem Gültigkeitsdatum zu (BMI, 2023l). Mit dem Beschluss des Rates 
der EU44 vom 19. Oktober 2023 über die Verlängerung des vorübergehenden Schutzes bis 4. März 2025  
wurde auch der Vertriebenenstatus in Österreich automatisch bis zu diesem Datum verlängert.45 Für die 
Zeit nach Ende des vorübergehenden Schutzes forderten unterschiedliche Akteur:innen die Schaffung von 
längerfristigen Bleibeperspektiven für Vertriebene (Caritas Österreich, 2023; IV, 2023c; Meinhart, 2023; 
ORF.at, 2023b; WKÖ, 2023b). Auch im Rahmen einer von EMN Österreich organisierten Veranstaltung im 
November 2023 plädierten Expert:innen dafür (EMN Österreich, 2023). Laut einem Ministerratsbeschluss 
vom 1. Dezember 2023 arbeitete die Bundesregierung bereits daran (BKA et al., 2023).

Analog zur Verlängerung des vorübergehenden Schutzes wurde am 14. Dezember 2023 die Einbeziehung 
von Vertriebenen in die österreichische Krankenversicherung bis 4. März 2025 durch eine Verordnung des 
Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz verlängert (Parlamentsdirektion, 
2023h). Am 31. Dezember 2023 trat zudem eine Änderung46 des Familienlastenausgleichsgesetzes (FLAG)47 

in Kraft, mit welcher der Anspruch von Vertriebenen auf Kinderbetreuungsgeld und Familienbeihilfe bis  
4. März 2025 verlängert wurde. Der Oberste Gerichtshof (OGH) entschied mit Beschluss vom 22. August 2023,  
dass Vertriebene bei Erfüllen der übrigen Voraussetzungen einen (rechtlich durchsetzbaren) Anspruch auf 
Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz (BPGG)48 haben (OGH, 2023). Die Entscheidung wurde unter 
anderem von dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) unter Hinweis auf eine 
UNHCR-Umfrage vom Frühjahr begrüßt, laut der rund 17 Prozent der Vertriebenen besondere Bedürfnisse 
hätten (UNHCR Österreich, 2022a:3). Laut einer parlamentarischen Anfragebeantwortung stellten nach der 
OGH Entscheidung bis Ende November 2023 327 Vertriebene einen Pflegegeldantrag, wovon 18 Anträge 
abgeschlossen waren (BMSGPK, 2023a:2).

5.2 Arbeitsmarktintegration

Der Einstieg in den Arbeitsmarkt von Vertriebenen wird 
von der Bundesregierung im Hinblick auf den Arbeits- und 
Fachkräftebedarf als Priorität gesehen (BKA, 2023a). Folgende 
zwei Entwicklungen im Jahr 2023 hatten die Förderung der 
Arbeitsmarktintegration von Vertriebenen zum Ziel. Im 
Jänner 2023 beschloss der Bund-Länder Koordinationsrat49 

43  Änderung der VertriebenenVO, BGBl. II Nr. 27/2023.
44  Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2409 des Rates vom 19. Oktober 2023 zur Verlängerung des mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 eingeführten 

vorübergehenden Schutzes. ABl. L. 2023/2409, S. 24.
45  Schriftlicher Beitrag: Bundeskanzleramt , 23. Jänner 2024; Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/7 (Fremdenpolizei, Visaangelegenheiten 

und ETIAS), 23. Jänner 2024.
46  Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. I Nr. 184/2023.
47  Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des BGBl. I Nr. 184/2023.
48  Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des BGBl. I Nr. 109/2023.
49  Der Bund-Länder Koordinationsrat setzt sich aus Vertreter:innen des Bundes und der Länder zusammen und widmet sich der partnerschaftlichen Lösung von 

Problemen, die sich aus aktuellen Anlassfällen, der Auslegung der Grundversorgungsvereinbarung, der Kostenverrechnung und deren Prüfung sowie aufgrund 
außergewöhnlicher Ereignisse ergeben, Artikel 5 Abs. 1 und 2 Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004.

 á Uneingeschränkter 
Arbeitsmarktzugang für Vertriebene

 á Keine Ausschöpfung des 
Arbeitskräftepotentials
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eine Erhöhung der Freibetragsgrenze für Vertriebene in der Grundversorgung (BKA et al., 2023). 
Im Rahmen dieses neuen Modells für Vertriebene ist ab Erreichen der allgemeinen Freibeträge (monatlich  
EUR 110 plus EUR 80 für jedes weitere Familienmitglied der Kernfamilie) eine sukzessive Reduktion der 
Grundversorgungsleistungen vorgesehen. Konkret bedeutet dies, dass bei Überschreiten der Freibetragsgrenze 
eine stete Reduzierung der Grundversorgungsleistungen um 65 Prozent des überschreitenden Einkommens 
erfolgt; dies bis zum Erreichen jenes Einkommens, durch welches die grundsätzliche Grundversorgungsleistung 
durch das Ausmaß der Anrechnung gänzlich aufgebraucht wird.50 Die Anwendung der erhöhten Freibetrags-
grenze setzt eine Anpassung der landesinternen Vorgaben voraus. Trotz gültiger Beschlussfassung zur neuen 
Freibetragsgrenze für Vertriebene wird diese nicht in allen Bundesländern umgesetzt (säumig waren Ende 
des Jahres 2023 Niederösterreich, Kärnten und Salzburg).51 Medienberichten zufolge standen der Umsetzung 
in Kärnten und Salzburg rechtliche Bedenken bezüglich einer Ungleichbehandlung von Schutzsuchenden 
entgegen, da das neue Modell nur für Vertriebene und nicht andere Bezieher:innen der Grundversorgung 
(z.B. Asylwerbende, subsidiär Schutzberechtigte) gilt (ORF.at, 2023e).

Seit 21. April 2023 haben Vertriebene einen uneingeschränkten Arbeitsmarktzugang und können, sofern 
sie über einen Ausweis für Vertriebene verfügen, in Österreich bewilligungsfrei jede Beschäftigung aufnehmen 
(Parlament Österreich, 2023c). Rechtlich umgesetzt wurde dies mit einer Änderung des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes (AuslBG),52 mit der Vertriebene aus dem Anwendungsbereich des AuslBG ausgenommen 
wurden (§ 1 Abs. 2 lit. k AuslBG). Ziel der Regelung war, alle arbeitsmarktbehördlichen Hürden abzubauen und 
die Arbeitsmarktintegration jener Vertriebenen, die einen dauerhaften Verbleib am österreichischen Arbeits-
markt anstreben, zu beschleunigen (Parlament Österreich, 2023c). Zuvor war eine Beschäftigungsbewilligung 
erforderlich, die ohne Durchführung einer Arbeitsmarktprüfung erteilt wurde (Parlament Österreich, 2023c; 
Parlamentsdirektion, 2023a). Mit dem uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt nahm die Zahl der 
beim Arbeitsmarktservice (AMS) als arbeitssuchend registrierten Ukrainer:innen zu (Stand März 2023: 524;  
April 2023: 1.780; BMAW, 2024b).53 Das Arbeitskräftepotential wurde jedoch nicht ausgeschöpft, wobei u.a. 
die Angst vor dem Verlust auf Grundversorgung in der öffentlichen Debatte als ein Grund diskutiert wurde 
(Stiller, 2023a:f.; Ziegler, 2023).

Während der uneingeschränkte Arbeitsmarktzugang für Vertriebene begrüßt wurde (IV, 2023a; UNHCR 
Österreich, 2023; WKÖ, 2023b), führte dies dazu, dass Vertriebene beim Zugang zum Arbeitsmarkt wie Asylbe-

rechtigte, sozialrechtlich jedoch weiterhin wie Asylwerbende behandelt werden (SOS Mitmensch, 2023b).54 

Unterschiedliche Akteur:innen kritisierten wie bereits im Vorjahr, dass Vertriebene (wie Asylwerbende) in 
die Grundversorgung fallen und forderten deren Zugang zur Sozialhilfe (Caritas Österreich, 2023; Diakonie 
Österreich, 2023c; Meinhart, 2023; SOS Mitmensch, 2023c; UNHCR Österreich, 2023). Es wurde argumentiert, 
dass dies nicht nur die finanziellen Leistungen an Vertriebene verbessert, sondern auch deren Arbeitsmarkt-

50  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/9 (Grundversorgung) in Abstimmung mit der Stabsstelle Ukraine-Flüchtlingskoordination, 23. 
Jänner 2024.

51  Ebd.
52  Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl. I Nr. 43/2023.
53  Die Zahlen betreffen beim AMS zum Zwecke der Arbeitsvermittlung registrier te ukrainische Staatsangehörige im Alter von 15 bis 64 Jahren, die nicht in 

Beschäftigung oder Ausbildung (Schulung) stehen (BMAW, 2024a).
54  Vertriebene sind derzeit von der Sozialhilfe ausgeschlossen (§ 4 Abs. 1 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz, BGBl. I Nr. 41/2019, in der Fassung BGBl. I Nr. 45/2023). Sie 

fallen in den Anwendungsbereich der Grundversorgung (Artikel 2 Abs. 1 Z 3 Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004.
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integration fördern würde (AMS, 2023b:3; SOS Mitmensch, 2023a; Stiller, 2023a:21). Die Freibetrags grenze in 
der Grundversorgung wird insbesondere für die große Gruppe von alleine geflüchteten Frauen mit Kindern 
als ein unüberwindbares Hindernis für den Arbeitsmarkteinstieg gesehen (SOS Mitmensch, 2023a). 

Erwähnt seien an dieser Stelle auch Umfrageergebnisse, welche auf eine hohe Erwerbsbereitschaft unter 
Vertriebenen hinweisen (rund 25% der Befragten erwerbstätig, 56% auf Arbeitssuche, 18% nicht erwerbstätig 
und nicht auf Arbeitssuche). Der Großteil (82%) der Befragten, die weder erwerbstätig noch auf Arbeitssuche 
waren, gab an, zuerst Deutsch lernen zu wollen; genannt wurde beispielsweise auch Kinderbetreuung (30%) 
und die Anerkennung einer Ausbildung (25%; Österreichisches Institut für Familienforschung, 2023: 20).

Die sozialrechtliche Gleichstellung von Vertriebenen mit Asylberechtigten wurde auch von der Partei NEOS 
in einem Entschließungsantrag gefordert (Parlament Österreich, 2023b). In diesem kritisierte die Partei, 
dass Abhängigkeitsverhältnisse entstehen können, da die Grundversorgungsleistungen für Vertriebene, 
die Großteils in privaten Unterkünften wohnen, nicht ausreichen würden, um Mietkosten zu bezahlen  
(Parlamentsdirektion, 2023f). Auch ein Umfragebericht der Internationalen Organisation für Migration (IOM) 
in Österreich deutete darauf hin, dass Risikofaktoren im Bereich des Wohnens durch die prekäre finanzielle 
Situation – 75 Prozent der Befragten schätze ihre finanzielle Lage als weniger bzw. nicht gut ein – erhöht 
werden (Heilemann, 2023:23).
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6 UNBEGLEITETE MINDERJÄHRIGE

Infobox 5: Unbegleitete minderjähre Fremde (UMF)

Unbegleitete minderjährige Fremde (UMF) sind Kinder und Jugendliche, die sich außerhalb ihres 
Herkunftslands oder Lands des gewöhnlichen Aufenthalts befinden und von beiden Elternteilen oder 
der Person getrennt sind, der zuvor die Betreuung des Kindes durch Gesetz oder Gewohnheit in 
erster Linie oblag (UNHCR Österreich, 2021:8). Im Vergleich zu erwachsenen Asylwerbenden gelten 
für sie einige Sonderbestimmungen auf Basis des internationalen, europäischen und nationalen Rechts. 
Beispielsweise ist das Kindeswohl vorrangig in allen Phasen des Flucht- und Migrationsprozesses zu 
beachten (UNHCR Österreich, 2021:10).

6.1 Statistische Entwicklungen

Im Jahr 2023 waren die Anträge von unbegleiteten Minderjährigen 
auf internationalen Schutz rückläufig – stärker als die Anträge 
auf internationalen Schutz insgesamt. Stellten im Jahr 2022 noch 
13.276 unbegleitete Minderjährige einen Antrag auf internationalen 
Schutz, so waren es im Jahr 2023 nur noch 4.946 (minus 63%). Im 
Vergleich dazu sank die Anzahl der Anträge auf internationalen  
Schutz insgesamt im selben Zeitraum um 47 Prozent (siehe  
Kapitel 4.1; BMI, 2024a).

Seit 2022 wird in den Detail-Statistiken des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl (BFA) auch die Anzahl 
der Verfahrensentziehungen veröffentlicht (siehe Abbildung 5). Eine Verfahrensentziehung liegt vor, wenn 
der Aufenthaltsort der:des Antragsstellers:in weder bekannt noch leicht feststellbar ist, er:sie das Bundesgebiet 
freiwillig verlässt oder trotz Aufforderung nicht zu einem vom BFA im Zulassungsverfahren gesetzten Termin 
kommt (§ 24 Abs. 1 Asylgesetz 2005).55 Die Quote an Verfahrensentziehungen betreffend unbegleitete 
Minderjährige im Vergleich zu den Anträgen lag 2023 bei 95 Prozent (2022: 87%). Es wird angenommen, dass 
die meisten unbegleiteten Minderjährigen in andere EU-Mitgliedstaaten weiterreisten. Da sie dies eigenständig 
tun und ihr Aufenthaltsort häufig unbekannt bleibt (Asylkoordination, 2023c), wird dieses Phänomen als „Unter-
tauchen“ bzw. „Verschwinden“ von unbegleiteten Minderjährigen bezeichnet (Kindeswohlkommission, 2021:30).  
Unbegleitete Minderjährige können grundsätzlich nicht am Verlassen von Bundesbetreuungs einrichtungen 
gehindert werden. In den meisten Fällen verschwinden unbegleitete Minderjährige während des Zulassungsver-
fahrens aus Betreuungseinrichtungen des Bundes. Wie die Kindeswohlkommission hinwies, haben sie in dieser 
Zeit in der Regel keine:n Obsorgeberechtigte:n und sind damit auf sich alleine gestellt (Kindeswohlkommission, 
2021:114, 193). Laut Europol sind Kinder, die allein reisen, gefährdet, Opfer von Kinderhandel bzw. anderweitig 

55  Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung des BGBl. I Nr. 221/2022.

 á Rückgang bei den Antragszahlen 
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ausgebeutet zu werden (Europol, 2018). In welchem Ausmaß dies unbegleitete Minderjährige betrifft, die aus 
dem österreichischen Asylverfahren verschwundenen sind, ist allerdings unklar.

Abbildung 5: Anträge auf internationalen Schutz von UMF und Verfahrensentziehungen (2022-2023)

  Anträge auf internationalen Schutz
  Verfahrensentziehungen

0 2 000 4 000 6 000 8 000 10 000 12 000 14 000

11 613

4 946

4 715

2022

2023

13 276

Quellen: BMI, 2023a:20, 2023h:20, 2024a:21, 2024c:24.

6.2 Obsorge von unbegleiteten Minderjährigen im Asylverfahren

Die Obsorge umfasst die Bereiche Pflege, Erziehung, Vermögens-
verwaltung und Vertretung.56 Seit einigen Jahren wird kritisiert, dass 
es in Österreich verhältnismäßig lange dauert (üblicherweise bis 
nach dem Zulassungsverfahren), bis die Obsorge für unbegleitete 

Minderjährige geklärt ist. Bis dahin kommen weder Rechtsberater:innen noch Betreuer:innen die Rechte 
eines:r Obsorgeberechtigten zu, was unter anderem aus der Sicht der Bundesministerin für Justiz problematisch 
ist (BMJ, 2023:4). Unterschiedliche Akteur:innen, darunter der Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten 
Nationen (UNHCR), die Internationale Organisation für Migration, der United Nations Children‘s Fund und  
die 2021 eingerichtete Kindeswohlkommission, appellierten in den vergangenen Jahren an die Bundesregierung 
eine bundesweit einheitliche Obsorge für unbegleitete Minderjährige ab dem ersten Tag des Ankommens 
sicherzustellen (Kindeswohlkommission, 2021:238; UNHCR Österreich, 2020, 2022b). 

Auch die Zivilgesellschaft setzt sich seit einigen Jahren für eine neue Obsorgeregelung ein. Im Rahmen der zivil-
gesellschaftliche Initiative „Gemeinsam für Kinderrechte“, die von zehn Organisationen unterstützt wird, 
wurden in einer Aktionswoche im Juni 2023 knapp 30 Obsorgeanträge für unbegleitete Minderjährige gestellt 
(Gemeinsam für Kinderrechte, o.J.). Im November lagen bereits die ersten Beschlüsse des Pflegschaftsgerichts 
in Wien vor, mit denen die Obsorge an die Kinder- und Jugendhilfe (MA 11) übertragen wurde. Aus Sicht der 
Zivilgesellschaft war dies ein erster Erfolg. Nichtsdestotrotz kritisierten die Unterstützer:innen der Initiative 

56  § 138 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung BGBl. I Nr. 182/2023.

 á Zivilgesellschaftliche Initiative 
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„Gemeinsam für Kinderrechte“, darunter Caritas, Diakonie, Amnesty International und die ehemalige 
Vorsitzende der Kindeswohlkommission, dass eine gesetzlichen Regelung längst überfällig sei (Diakonie 
Österreich, 2023b). Das Bundesministerium für Justiz hat einen Entwurf erarbeitet, der eine gesetzliche 
Obsorgeregelung des Kinder- und Jugendhilfeträgers für unbegleitete Minderjährige ab dem ersten Tag 
enthält; dieser befindet sich seit Ende des Jahres 2021 in politischer Koordinierung (BMJ, 2023). Die Partei 
NEOS forderte im März 2023 per Entschließungsantrag die Vorlage des Gesetzesentwurfes (Parlament 
Österreich, 2023a). Laut der Diakonie Österreich würde es an der Zustimmung der Bundesländer fehlen 
(Diakonie Österreich, 2023a).

6.3 Grundversorgung

Die Asylkoordination veröffentliche 2023 eine Studie, 
in der aktuelle Forderungen im Zusammenhang mit der 
Grundversorgung von unbegleiteten Minderjährigen sowie 
die dahinterstehenden Bedürfnisse identif izier t werden 
(Asylkoordination, 2023a). Kritisiert wird unter anderem, 
dass die Grundversorgungseinrichtungen für mündige 
unbegleitete minderjährige Asylwerbende in Bezug auf 
Qualitätsstandards, Tagsätze und Betreuungsschlüssel von Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen abweichen 
(Glawischnig, 2023:224, 238). Die Tagsätze für die Unterbringung von unbegleiteten Minder jährigen 
wurden in den vergangenen Jahren für Engpässe bei Unterbringungsplätzen verantwortlich gemacht und 
es wurde wiederholt eine Erhöhung gefordert.57 2022 wurde schließlich sowohl im Ministerrat als auch 
in der Landesflüchtlingsreferent:innenkonferenz eine Erhöhung der Tagsätze beschlossen ( Glawischnig, 
2023:2,7f). Entsprechend dieser Beschlüsse entwickelte das Bundesministerium für Inneres (BMI) mit der 
Stadt Wien im Jahr 2023 das „Transparente Realkostenmodell“, welches eine rückwirkende Abrechnung 
der Kosten für unbegleitete Minderjährige ab 1. Jänner 2023 vorsieht (siehe weiterführend Kapitel 
4.3). Im Jahr 2023 wurde zudem im Rahmen des befristeten Teuerungsausgleichs (siehe Kapitel 4.3)  
für die Unterbringung, Verpflegung und Betreuung von unbegleiteten Minderjährigen in organisierten Unter-
künften ein Kostenersatz von maximal EUR 4 pro Person gewährt. Es handelte sich dabei um keine Erhöhung 
des Tagsatzes (Glawischnig, 2023:9).

57  Die letzte Erhöhung der Tagsätze für unbegleitete Minderjährige in organisierten Unterkünften erfolgte 2016. 
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7 INTEGRATION 

Infobox 6: Integration

In Österreich is t seit 2017 das Integrationsgesetz (IntG) 58 in Kraf t , welches 
die Integration von in Österreich rechtmäßig aufhältigen Dr it ts taatsangehör igen 
vorsieht und dafür von einem wechselseitigen Prozess bestehend aus dem syste-

matischen Anbieten von Integrationsmaßnahmen (Integrations förderung) und der 
Verpf lichtung, aktiv am Integrationsprozess mitzuwirken (Integrationspf licht) ausgeht  

(§ 1 Abs. 1 IntG). Die Zielgruppe des IntG umfasst Asyl- und subsidiär Schutzberechtigte, nieder-
gelassene Drittstaatsangehörige59 sowie Drittstaatsangehörige mit einem vorübergehenden 
Aufenthaltsrecht als Vertriebene (§ 3 IntG). Das IntG sieht unter anderem Integrationsmaßnahmen 
vor, darunter Deutschkurse für Asyl-, subsidiär Schutzberechtigte und Vertriebene; Werte- und 
Orientierungskurse für Asyl- und subsidiär Schutzberechtigte; und die sogenannte Integrations-
vereinbarung für niedergelassene Drittstaatsangehörige, welche aus zwei Modulen besteht und 
auf die Vermittlung von Deutschsprachkenntnissen und grundlegenden Werten der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung fokussiert. 

Der Österreichische Integrationsfonds (ÖIF) ist ein Partner des Bundes in der Umsetzung  
von Integrationsmaßnahmen und ist unter anderem für die Abwicklung der Deutsch-, Werte- und 
Orientierungskurse sowie der Integrationsvereinbarung zuständig (ÖIF, o.J.a).

7.1 Arbeitsmarktintegration

Aufgrund des Arbeits- und Fachkräfte-

mangels war die Arbeitsmarktintegration 

von Asyl- und subsidiär Schutzbe-

rechtigten sowie von zugewanderten 

Fachkräften im Jahr 2023 eine Priorität 
(siehe Kapitel 2). Ein Schwerpunkt lag 
beispielsweise auf der Arbeitsmarktinteg-

ration von Migrant:innen im Pflegebereich, 
wofür laut einer Presseaussendung der 
Bundesministerin für Integration im Mai 
2023 zusätzlich EUR 1 Million zu Verfügung gestellt werden sollte (BKA, 2023b). 

58 Integrationsgesetz, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung BGBl. I Nr. 76/2022.
59 Niederlassung ist der tatsächliche oder zukünftig beabsichtigte Aufenthalt im Bundesgebiet zum Zweck der Begründung eines Wohnsitzes, der länger als 

sechs Monate im Jahr tatsächlich besteht; der Begründung eines Mittelpunktes der Lebensinteressen oder der Aufnahme einer nicht bloß vorübergehenden 
Erwerbstätigkeit (§ 2 Abs. 2 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung des BGBl. I Nr. 175/2023).

 á Digitalisierung und Ausbau von Sprachmaßnahmen
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ausländische Fachkräfte, ihre Familien und 
Unternehmen

 á Dequalifzierung als Herausforderung
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Der ÖIF stellte ab Jänner 2023 digitale Zeugnisse für Integrations- und Sprachprüfungen aus  

(ÖIF, 2023a). Des Weiteren führte der ÖIF einen neuen, digitalen Einstufungsprozess ein. Nunmehr können 
Erstberatung, Einstufung, und Kursbuchung im Rahmen eines einzigen Termins erledigt werden (ÖIF, o.J.b). 
Um die Vereinbarkeit von Arbeit und Deutschlernen zu verbessern, wurde im August 2023 die kostenlose 
Lernplattform „Sprachportal“ (sprachportal.at) des ÖIF erneuert und erweitert (ÖIF, 2023b). Im Zentrum 
stehen Angebote zum berufsbegleitenden und berufsvorbereitenden Deutschlernen.60 Beispielsweise wurde 
Ende November 2023 auf dem Sprachportal ein neues kostenloses, berufsspezifisches Online-Kursformat für 
den Bereich Pflege und Personenbetreuung zur Verfügung gestellt (ÖIF, 2023d). 

Der Integrationsbericht, der jährlich vom Expertenrat für Integration verfasst wird, legte 2023 einen Fokus 
auf die Integration von Jugendlichen. Um den Bildungserfolg von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
zu fördern, empfahl der Expertenrat für Integration das Hauptaugenmerk auf den Aufbau von Deutsch-

kenntnissen zu legen und sprach sich zudem für eine systematischere und kontextbezogene Bildungs- und 
Karriereberatung und eine Erweiterung des Angebots von modularen Ausbildungssystemen aus (Expertenrat 
für Integration, 2023:58–59). Im Hinblick auf die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten weist der Bericht 
darauf hin, dass der Anteil an erwerbstätigen Geflüchteten (wenn auch langsam) steigt während gleichzeitig 
zu beobachten sei, dass das Bildungsniveau der neu ankommenden Geflüchteten in den letzten Jahren sank. 
So wiesen laut dem Bericht etwa 70 Prozent der 2022 anerkannten Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten, 
die 2022 ihren ersten ÖIF-Kurs besuchten, Alphabetisierungsbedarf auf und Prüfungsbestehungsquoten,  
vor allem bei Alphabetisierungskursen, sind niedrig. Laut dem Integrationsbericht führen bessere  
Sprachkenntnisse nicht automatisch zu höherer Erwerbsintegration. Gleichzeitig zeige sich, dass der Arbeits-
markt durchaus auch Personen mit eher geringen Deutschkenntnissen aufnehmen könne (Expertenrat für 
Integration, 2023:24-25, 59-60). Vor diesem Hintergrund stellte die Bundesministerin für Integration im Rahmen 
der Präsentation des Integrationsberichts Überlegungen zu einer „Leistungspflicht“ bei Deutsch- und 
Wertekursen an (Der Standard, 2023c). Der Grüne Koalitionspartner lehnte die in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagenen Kürzungen der Sozialhilfe ab und Expert:innen bezweifelten die Rechtskonformität einer 
solchen Regelung (Der Standard, 2023c).

Im Oktober 2023 nahm der im Regierungsprogramm vorgesehene Integrationsservice für Fachkräfte den 

Betrieb auf. Diese beim ÖIF eingerichtete Koordinationsstelle ist eine zentrale Anlaufstelle für ausländische 
Fachkräfte und ihre Familien, sowie interessierte Unternehmen. Die Beratungs- und Informationsangebote 
der Servicestelle inkludieren beispielsweise Beratungen zu Deutschlernangeboten für Fachkräfte (mit einem 
Schwerpunkt auf berufsspezifische, berufsbegleitende und digitale Deutschlernangebote), Unterstützung 
bei der Anerkennung von Ausbildungen und Qualifikationen sowie Beratungen und Veranstaltungen zur 
Vorintegration (ÖIF, 2023c).

Handlungsbedarf wurde bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen geortet 

(Kohlenberger, 2023a; Strobl, 2023). Personen mit ausländischen Bildungsabschlüssen sind oft überqualifiziert im 
Hinblick auf ihre Positionen. In Wien betrifft dies rund ein Drittel aller Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
mit mittleren und höheren Bildungsabschlüssen aus einem Drittstaat (Stadt Wien, 2023:114). Forderungen 

60  Schriftlicher Beitrag: Bundeskanzleramt, 23. Jänner 2024.

https://sprachportal.at/
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nach qualifizierter Zuwanderung stehen demnach Migrationsforscherin Kohlenberger zufolge einer signifikanten 
Anzahl an dequalifizierten Migrant:innen gegenüber (Kohlenberger, 2023a). Vor dem Hintergrund der Dequali-
fizierung sowie dem dringenden Arbeits- und Fachkräftebedarf fand am 9. November 2023 unter der Leitung 
des Bundeskanzleramts ein interministerielles Treffen zum Thema „Anerkennung ausländischer Berufs- und 
Bildungsqualifikationen“ statt. Weitere Treffen waren quartalsweise geplant, um interministerielle Kooperation, 
Information und Diskussion zum ressortübergreifenden Thema der Berufsanerkennung zu fördern.61 Zudem 

erweiterte der Integrationsservice für Fachkräfte im Dezember 2023 die Möglichkeiten zur Rückerstattung 
der Kosten für die Anerkennung und Bewertung von ausländischen Qualifikationen. Seither können zusätz-
liche zu Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten, ukrainischen Vertriebenen und Drittstaatsangehörigen mit 
langfristiger Bleibeperspektive auch Inhaber:innen einer RWR-Karte eine Förderung erhalten und die mögliche 
Förderungssumme wurde von EUR 1.000 auf EUR 1.500 pro Person erhöht (ÖIF, 2023e).

Ein weiteres Thema, das sowohl medial als auch politisch diskutiert wurde, betraf die Ausübung einer 

gemeinnützigen Tätigkeit durch Asylwerbende. Medienberichten zufolge wurde in der Landesflüchtlings-
referent:innenkonferenz im September 2023 eine Pflicht zur Ausübung einer gemeinnützigen Tätigkeit 
beschlossen und das Bundesministerium für Inneres (BMI) mit der Erarbeitung eines Modells beauftragt, 
welches eine Tätigkeit in gemeinnützigen Organisationen ermöglicht.62 Bisher war eine freiwillige gemein-

nützige Tätigkeit gegen einen Anerkennungsbeitrag (sogenannte „Remunerantentätigkeiten“) in der Unterkunft  
(z. B. Reinigung, Küchenbetrieb) oder im Auftrag von Bund, Ländern und Gemeinden (z. B. Landschaftspflege) 
möglich (§ 7 Abs. 3 GVG-B; siehe auch Ebner, 2023:25f.). Ob ein Modell vorgelegt wurde, war im Dezember 2023  
noch unklar (ORF.at, 2023f; Der Standard, 2023h). Auf Länderebene kündigte die Vorarlberger Österreichische 
Volkspartei (ÖVP) Anfang November einen „Vorarlberg-Kodex“ mit Verpflichtung zur gemein nützigen Tätigkeit 
für Asylwerbende an (Der Standard, 2023i). Zuspruch kam von ÖVP Politiker:innen auf Regierungs- und  
Landesebene (Hager und Gebhart, 2023; ORF.at, 2023f ). Die Wiener SPÖ und NEOS, Politiker:innen  
der Grünen und die Volkshilfe kritisierten den Vorschlag (Der Standard, 2023h, 2023i; Stempfl, 2023;  
Volkshilfe Österreich, 2023) und Exper t:innen bezweifelten deren rechtliche Umsetzbarkeit und 
 Menschenrechtskonformität ( ORF.at, 2023a; Stempfl, 2023). Medienberichten zufolge ergab eine Prüfung 
des BMI allerdings, dass es rechtlich möglich sei, Asylwerbenden das Taschengeld zu kürzen, wenn sie nicht 
gemeinnützig arbeiten wollen (ORF.at, 2023g). Details zu diesem Rechtsgutachten sind nicht bekannt.

61  Schriftlicher Beitrag: Bundeskanzleramt, 23. Jänner 2024.
62  Dies ist grundsätzlich mittels Verordnung möglich (§ 7 Abs. 3a Grundversorgungsgesetz – Bund 2005, BGBl. Nr. 405/1991, in der Fassung BGBl. I Nr. 53/2019.
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7.2 Prävention von Antisemitismus und Extremismus

Infobox 7: Antisemitismus, Extremismus und Rassismus

Nach der von der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) angenommenen und von 
Österreich mitgetragenen Arbeitsdefinition ist Antisemitismus eine bestimmte Wahrnehmung von 
Jüd:innen, die sich als Hass gegenüber Jüd:innen ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet sich in 
Wort und Tat gegen jüdische oder nichtjüdische Einzelpersonen und/oder deren Eigentum sowie gegen 
jüdische Gemeindeinstitutionen und religiöse Einrichtungen (BKA, 2021:53).

Laut der Arbeitsdefinition der österreichischen Strategie für Extremismusprävention und Deradikali-
sierung bezeichnet Extremismus wiederum eine „zum Äußersten“ hin gerichtete politische, religiöse 
oder weltanschauliche Einstellung. Eine totale Veränderung des gesellschaftlichen Ordnungssystems 
wird angestrebt. Dabei ist die Anwendung von Gewalt und Zwang im Extremismus ein legitimes Mittel 
zur Zielerreichung (BNED, 2019).

Das UN Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (CERD), bei 
dem Österreich Vertragspartei ist, bezeichnet Rassismus als jede Unterscheidung, Ausschließung, 
Beschränkung oder Bevorzugung aufgrund von Rasse, Hautfarbe, Abstammung oder nationaler oder 
ethnischer Herkunft, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass die Anerkennung, der gleichberechtigte 
Genuss oder die gleichberechtigte Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder jedem anderen Bereich des öffentlichen Lebens 
zunichte gemacht oder beeinträchtigt wird.63 Laut der Nichtregierungsorganisation Zivilcourage und 
Anti-Rassismus Arbeit (ZARA) laufen Rassismen darauf hinaus, dass Menschen aufgrund der ihnen 
zugeschriebenen biologischen und/oder kulturellen (einschließlich religiösen) Merkmale und/oder der 
ihnen zugeschriebenen Herkunft benachteiligt werden (ZARA, o.J.). Insbesondere kulturelle Differenzen, 
die als natürlich und unabänderlich dargestellt werden, sind dabei gegenwärtig oft zentral. So sind der 
antimuslimische Rassismus und der Antisemitismus Beispiele für Rassismen die auf die angebliche 
Unaufhebbarkeit von kulturellen Differenz fokussiert. Einen Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 
gibt es in Österreich derzeit nicht, wurde aber 2022 mit dem Black Voices Volksbegehren gefordert 
(Black Voices Anti-Rassismus Volksbegehren, o.J.). Dieses erreichte die 100.000 Unterschriften, die für 
eine Behandlung im Nationalrat erforderlich sind, allerdings knapp nicht. In weiterer Folge brachten 
Nationalratsabgeordnete der SPÖ im Oktober 2022 die Forderungen von Black Voices als Petition im 
Nationalrat ein (Parlament Österreich, o.J.).

63  Artikel 1 Abs. 1 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, 21. Dezember 1965, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 660.
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Seit dem einschneidenden Angrif f der Hamas am  
7. Oktober 2023 auf Israel und dem Krieg in Gaza nahm 
die Anzahl  antisemitischer Vorfälle in Österreich zu. 
Die Antisemitismus-Meldestelle der Israelitischen Kultus-
gemeinde Wien (IKG Wien) registrierte 1.147 antisemitische  
Vorfälle im Jahr 2023, was im Vergleich zu 2022 einem Anstieg um 59,5 Prozent entspricht (IKG Wien, 2023). 
Im Integrationsbereich wurden verstärkt Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Antisemitismus 
etabliert.64 Zusätzlich ist auf die Arbeiten der Dokumentationsstelle Politischer Islam zu verweisen, welche 
unter anderem extremistische, antidemokratische Tätigkeiten einschließlich Antisemitismus dokumentiert 
(Dokumentationsstelle Politischer Islam, 2023). Des Weiteren veranlasste die Zunahme antisemitischer Vorfälle 
die ÖVP Niederösterreich zur einer „Null-Toleranz-Initiative“, die strengere Integrations- und Einbürgerungs-
regelungen vorsah. Politiker:innen der Grünen lehnten den Vorschlag ab (Der Standard, 2023g; Völker, 2023).

Zudem nahm auch die Anzahl antimuslimischer Vorfälle in Österreich zu (Dokustelle Österreich, 2023). 
Die Dokumentations- und Beratungsstelle Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus kritisierte 
 generalisierende Aussagen von Politiker:innen gegen Muslim:innen und rief dazu auf, gesellschaftlicher Spaltung 
und jeder Form von Diskriminierung entgegenzuwirken (Dokustelle Österreich, 2023).

Im März 2023 wurden Forderungen rund um einen Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus im 

Parlament mit Aktivist:innen des Black Voices Volksbegehren diskutiert (Black Voices Anti-Rassismus Volks-
begehren, 2023; SPÖ-Parlamentsklub, 2023). Im Laufe des Jahres 2023 wurden Stellungnahmen für die Black 
Voices Petition eingeholt (Parlament Österreich, o.J.). Unterstützt wurde die Petition beispielsweise von der 
Nichtregierungsorganisation ZARA, welche für die Erstellung eines Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus 
appellierte (ZARA, 2023). Laut einer im Oktober 2023 von der Europäischen Grundrechteagentur (FRA) 
veröffentlichten Studie zum Thema Rassismus gegen Schwarze Menschen zählt Österreich zu jenen Ländern 
in der Europäischen Union (EU), in denen die meisten Befragten angaben, in den vergangenen fünf Jahren 
wegen ihrer Hautfarbe, Herkunft oder Religion benachteiligt worden zu sein. 59 Prozent der Befragten gaben 
z. B. Diskriminierungserfahrungen bei der Arbeitssuche an, was EU-weit den höchsten Anteil darstellt. Ein 
Vergleich mit einer früheren Studie der FRA deutet zudem darauf hin, dass Rassismus in Österreich wächst 
(FRA, 2023:27, 36f., 59).

Am 27. April 2023 wurde der Bericht Gesellschaftlicher Zusammenhalt und Segregation – Eine Bestandsaufnahme 

zu Integration und Desintegration in Österreich vom Bundeskanzleramt vorgestellt, welcher in Umsetzung des 
Regierungsprogramm verfasst wurde (Österreichische Bundesregierung, 2020:159).65 In weiterer Folge 
etablierte das Bundeskanzleramt im Rahmen des Aufrufs „Nationale Integrationsförderung 2024/2025“ den 
neuen Förderschwerpunkt „Prävention von Extremismus und Segregation“. Damit sollen unter anderem 
niederschwellige Angebote, die Segregationstendenzen verhindern, sowie Extremismusprävention bei jungen 
Menschen gefördert werden.66

64  Schriftlicher Beitrag: Bundeskanzleramt, 10. Mai 2024.
65  Schriftlicher Beitrag: Bundeskanzleramt, 23. Jänner 2024.
66  Ebd.

 á Zunahme von Antisemitismus und 
anti-muslimischem Rassismus 

 á Fokus auf Segregation
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Am 30. Dezember 2023 wurde die Verbotsgesetz-Novelle 202367 kundgemacht. Diese sieht beispielsweise 
verschärfte Strafdrohungen für bestimmte Delikte und die Angleichung der Strafdrohungen für national-
sozialistische sowie andere in Österreich verbotene Symbole (wie beispielsweise des Islamischen Staates, der 
Hamas, der Grauen Wölfe, und der Kurdischen Arbeiterpartei – PKK) vor (Parlamentsdirektion, 2023g). Die 
Änderungen traten am 1. Jänner 2024 in Kraft.

67  Verbotsgesetz-Novelle 2023, BGBl. I Nr. 177/2023.
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8 IRREGULÄRE MIGRATION

Infobox 8: Irreguläre Migration und Schlepperei

Es gibt keine universal akzeptierte Definition von irregulärer Migration. Unter irregulärer Migration 
wird in der Regel die Einreise, der Aufenthalt oder die Arbeitsaufnahme bzw. eine Kombination  
(z.B. irregulärer Aufenthalt und Arbeit) in einem Land ohne die notwendige Berechtigung oder 
Dokumente, die nach den Einwanderungsregeln erforderlich sind, verstanden (vgl. EMN, 2024:198).

Im Falle von Asylsuchenden ist bei irregulärer Einreise die Genfer Flüchtlingskonven tion (GFK)68 zu 
berücksichtigen. Da Fluchtumstände üblicherweise das Beschaffen von Dokumenten für eine reguläre 
Einreise im Zielstaat nicht möglich machen ist eine irreguläre Einreise laut GFK Art. 31 Abs. 1 bei 
Asylsuchenden nicht zu sanktionieren (UNHCR, 2013).

Schlepperei ist die Herbeiführung der irregulären Einreise einer Person in einen Mitgliedstaat (der 
Vereinten Nationen), dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzt oder in dem sie keine Berechtigung 
zum ständigen Aufenthalt hat, mit dem Ziel, sich unmittelbar oder mittelbar einen finanziellen oder 
sonstigen materiellen Vorteil zu verschaffen (EMN, 2024:298).

8.1 Maßnahmen zur Verhinderung irregulärer Migration

Die Verringerung der irregulären Migration war – auch vor 
dem Hintergrund von diesbezüglich getroffenen Schlussfolge-

rungen des Europäischen Rates 2023 – für das Bundesmini-
sterium für Inneres (BMI) eine Priorität. Auf nationaler Ebene 
wurden folgende Maßnahmen umgesetzt: die Durchführung 
von Grenzkontrollen69 (welche es 2023 zu Slowenien und 
Ungarn,70 der Slowakei71 und Tschechien,72 mit dem Ziel, die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit aufrechtzuerhalten 
und Schlepper:innennetzwerke zu bekämpfen, gab)73 und 

68  Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 28. Juli 1951, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 189.; Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
31. Jänner 1967, Vertragsserie der Vereinten Nationen Bd. 606.

69  Im Hinblick auf Binnengrenzkontrollen sei auf das Urteil des EuGH vom 21. September 2023 (C-143/22) hingewiesen, wonach die Rückführungsrichtlinie auch 
dann gilt, wenn ein:e Drittstaatsangehörige:r in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates eingereist ist, bevor er:sie eine Grenzübergangsstelle überschritten hat, 
an der solche Kontrollen durchgeführt werden. Mit der Entscheidung werden die rechtlichen Möglichkeiten zu Zurückweisungen an europäischen Binnengrenzen 
reduziert. Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/7 (Fremdenpolizei, Visaangelegenheiten und ETIAS), 10. Mai 2024.

70  Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Republik Slowenien 
und Ungarn, BGBl. II Nr. 326/2023.

71  Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Slowakischen 
Republik, BGBl. II Nr. 295/2023, in der Fassung des BGBl. II Nr. 349/2023.

72  Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Tschechischen Republik, 
BGBl. II Nr. 308/2023, in der Fassung des BGBl. II Nr. 382/2023.

73  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Referat V/A/5/a (EU-Migrationsangelegenheiten), 10. Mai 2024.

 á Grenzkontrollen zu Ungarn, 
Slowakei, Slowenien und 
Tschechien

 á Beteiligung an Grenzkontrollen  
im Ausland

 á Kooperation mit Ungarn und 
Serbien
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Maßnahmen gegen Schlepper:innennetzwerke, einschließlich der Beteiligung an Grenzpunkt- und Grenz-
raumkontrollen in anderen Staaten. Unter anderem unterstützte das BMI die Staaten Ungarn, Serbien und 
Nordmazedonien bei der Durchführung von Grenzpunktkontrollen, entweder durch die direkte Präsenz 
österreichischer Polizist:innen vor Ort oder mittels entsprechender technischer Hilfsmittel (BFA, 2023a;  
BMI, 2023p, 2023q, 2023v). Dazu beteiligte sich Österreich auch an internationalen Grenzraumkontrollen, wie 
der „Operation Fox“74 (BMI, 2023n), welche mit einem Erlass des BMI vom 2. Juni 2023 bis Ende Mai 2024 
verlängert wurde (BMI, 2023c:8). Des Weiteren nannte der Bundesminister die Durchführung beschleunigter 
Asylverfahren bei geringen Anerkennungschancen (z. B. Personen aus Marokko, Bangladesch oder Indien) 
und die konsequente Durchführung von Außerlandesbringungen (siehe Kapitel 9.2; BMI, 2023b:6, 2023s;  
BFA, 2023a) als Maßnahmen zur Eindämmung der irregulären Migration. Viele dieser Maßnahmen wurden bereits 
im Jahr 2022 infolge der hohen Anzahl an Asylanträgen initiiert (siehe Kapitel 4.1; Parlamentsdirektion, 2023b).

Österreich kooperierte 2023 auch mit Ungarn und Serbien. So waren beispielsweise österreichische Polizist:innen 
sowohl im Rahmen der „Operation Fox“ als auch im Rahmen des Einsatzes an der ungarisch–serbischen  
Grenze unter Leitung und in Anwesenheit der ungarischen Polizei tätig und ermächtigt, hoheitsrechtliche 
Aufgaben (z. B. Festnahme von Personen und Übergabe an die ungarische Polizei) auszuüben. Sie unterliegen 
dabei ungarischem Recht. Eine parlamentarische Anfragebeantwortung unterstreicht, dass österreichische 
Polizist:innen im Rahmen dieser Einsätze keine menschenrechtswidrigen Handlungen setzen. Laut einer 
operativen Vereinbarung mit Ungarn seien alle Handlungen zu unterlassen, die mit der Rechtsstaatlichkeit, 
den Grundrechten und den ethischen Geboten unvereinbar sind (BMI, 2023b). Vertreter:innen der Zivilge-

sellschaft sowie politische Repräsentant:innen kritisierten die Kooperation. Der Migration Summit, an dem 
Vertreter:innen Österreichs, Ungarns und Serbiens teilnahmen, und in dessen Rahmen ein Memorandum 

of Understanding (MoU) beschlossen wurde, fand im Juli 2023 in Wien unter Protest einiger Aktivist:innen 
und Nichtregierungsorganisationen statt (Hoang und Opis, 2023). Die Zivilgesellschaft und die Partei NEOS 
forderten den Rückzug österreichischer Polizist:innen und warnten vor Menschenrechtsverletzungen und 
Pushbacks (siehe weiterführend Hungarian Helsinki Committee, 2023) an der ungarisch–serbischen Grenze 
(Asylkoordination, 2023d; Salzburger Nachrichten, 2023). Das BMI wies die Vorwürfe einer Beteiligung 
 österreichischer Polizist:innen an Pushbacks jedoch zurück (Salzburger Nachrichten, 2023). 

Zum Hintergrund: Die Anzahl der Anträge auf internationalen Schutz ist in Ungarn sehr gering (2022: 45 Anträge;  
2023: 30 Anträge; Eurostat, o.J.a). Dies wird darauf zurück geführt, dass Ungarn seit 2015 eine „Null Asyl Politik“  
verfolgt, im Rahmen derer ein Grenzzaun an der ungarisch–serbischen Grenze errichtet (Mayer, 2022) und 
die Antragstellung auf internationalen Schutz in unionsrechtswidriger Weise erschwert wurde (Bauer, 2023; 
EuGH, 2020). Nichtsdestotrotz reisen viele Asylwerbende Medienberichten zufolge von Serbien direkt nach 
Ungarn. Dies spiegelt sich auch in den Grenzübertritten nach Österreich wider. Laut dem Schlepperei 
Lagebericht des BMI erfolgte der Großteil der festgestellten irregulären Grenzübertritte (63%) im Jahr 2022 
aus Ungarn (BMI, 2023j). Medienberichten zufolge würde die „Null Asyl Politik” Ungarn paradoxerweise für 
Asylwerbende attraktiv machen, da sie, sobald sie es in andere EU-Länder geschafft haben, keine Überstellung 
nach Ungarn befürchten müssen (ORF.at, 2023d). 

74  Die Operation Fox ist eine Maßnahme der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, in deren Rahmen österreichische Polizist:innen in Ungarn im Einsatz sind 
(BMI, 2023b).
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8.2 Kooperationen im Bereich der Verhinderung irregulärer Migration

Aufgrund ihrer geographischen Position an den EU-Außen-

grenzen, dem hohen Aufkommen von Schlepper:innen-

tätigkeiten sowie vielfältigen irregulären Migrationsrouten 
werden Rumänien und Bulgarien als wichtige Partner 
für das BMI gesehen (Parlamentsdirektion, 2023e). Um die 
Kooperation mit beiden Staaten zu vertiefen, Schlepperei 
zu verhindern und irreguläre Migration einzuschränken, 
vereinbarte Österreich im Jahr 2023 sowohl mit Rumänien (BMI, 2023o, 2023r; LPD Burgenland, 2023) als 
auch mit Bulgarien (Bundeskriminalamt, 2023) einen bilateralen Aktionsplan. Weiters wurde mit Rumänien 
am 23. August 2023 eine Verwaltungsvereinbarung zur Umsetzung der Verpflichtungen aus der Dublin-III-VO 
unterzeichnet, welche seit 29. Oktober 2023 in Kraft ist.75

Des Weiteren war die Kooperation mit Drittstaaten für das BMI von wachsender Bedeutung wobei 
die Tätigkeiten der Joint Coordination Platform (JCP) eine wesentliche Rolle spielten. Zu diesen zählten 
 Schulungsveranstaltungen und Vortragstätigkeiten zu den einzelnen Themen des JCP-Mandates (BMI, 2023d:2) 
sowie die Umsetzung eines regionalen Projektes, das Westbalkan-Partner:innen insbesondere bei der Verbes-
serung der Kontakte mit Herkunftsländern von irregulären Migrant:innen unterstützt (siehe weiterführend  
EMN Österreich, 2024:56, 61). Am 28. Februar 2023 unterzeichneten Österreich und Marokko eine 

gemeinsame Erklärung, die eine Basis für die künftige Zusammenarbeit im Bereich der irregulären Migration schuf  
(BMI, 2023m). Anlass der Erklärung war unter anderem die vergleichsweise hohe Anzahl von Anträgen auf 
internationalen Schutz von marokkanischen Staatsangehörigen (2022: 8.699 Anträge; BMI, 2023a;7), von 
welchen 90 Prozent laut BMI durch Schlepper:innen nach Österreich kamen (BMI, 2023m). 2023 war Marokko 
mit 6.948 Anträgen die am viertstärksten vertretene Nationalität unter den Asylsuchenden (siehe Kapitel 4.1)

Das Migrations- und Mobilitätsabkommen zwischen Österreich und Indien, das am 1. September 2023 
in Kraft trat, zielt unter anderem darauf ab, die Zusammenarbeit zwischen Österreich und Indien bei der 
Einschränkung von irregulärer Migration und Schlepper:innenaktivitäten zu stärken (Artikel 1 Z 4).76 Im Falle 
einer erheblichen Zunahme oder eines erheblichen Umfangs der irregulären Migration von Staatsangehörigen 
der einen Vertragspartei in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei soll beispielsweise eine gemeinsame 
Arbeitsgruppe die Situation analysieren und konkrete Maßnahmen zur Verringerung der Anzahl irregulärer 
Migrant:innen vorschlagen (Artikel 13). Anlass für das Abkommen war der Anstieg an irregulären Migrant:innen 
aus Indien (BMEIA, 2023a). 2022 konnten indische Staatsangehörige in Serbien visafrei einreisen; 2023 war 
dies nicht mehr möglich (Asylkoordination, 2023b).

Darüber hinaus stärkte Österreich 2023 seine Beziehungen zum Irak. Im Rahmen eines Arbeitsbesuchs 
des Bundesministers für europäische und internationale Angelegenheiten im September 2023 in den Irak 
wurde ein MoU im Bereich Sicherheit unterzeichnet, welches auf die Intensivierung der Zusammenarbeit 

75  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Referat V/A/5/a (EU-Migrationsangelegenheiten), 10. Mai 2024.
76  Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Indien über eine umfassende Partnerschaft für Migration und 

Mobilität, BGBl. III Nr. 127/2023.

 á Zusammenarbeit mit EU-Mitgliedstaaten 
Rumänien und Bulgarien

 á Zusammenarbeit mit Drittländern 
Marokko, Indien und Irak
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von Österreich und dem Irak in unterschiedlichen Bereichen, einschließlich im Bereich der Verhinderung der 
irregulären Migration abzielte (BMI, 2023t).77 Des Weiteren wurde die österreichische Botschaft in Bagdad 
wiedereröffnet, wodurch die Beobachtung von aktuellen Migrationsbewegungen und -entwicklungen (durch ein 
sogenanntes Frühwarnsystem) gestärkt werden konnte (BMEIA, 2023b). Bereits im Juli 2023 unterzeichneten 
Österreich und der Irak ein MoU im Bereich der Rückkehr, siehe dazu Kapitel 9.3. 

77  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten, 25. Jänner 2024.
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9 RÜCKKEHR UND REINTEGRATION

Infobox 9: Freiwillige Rückkehr und zwangsweise Außerlandesbringung

Rückkehr ist die Rückreise einer Person aus dem Aufnahmeland zurück in ihr Herkunftsland, in das 
Land ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres gewöhnlichen Aufenthalts nach einem längeren Aufenthalt 
im Aufnahmeland, egal ob diese freiwillig oder zwangsweise, unterstützt oder spontan erfolgt  
(EMN, 2024:282). Freiwillige Rückkehr ist die unterstützte oder eigenständige Rückkehr in 
das Herkunftsland, Transit- oder Drittland, aufgrund des freien Willens des:der Rückkehrers:in  
(EMN, 2024:146). Eine zwangsweise Außerlandesbringung (Abschiebung) ist auf behördliche 
Anordnung des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl (BFA) zu vollziehen, wenn eine durch-

setzbare Rückkehrentscheidung, eine Anordnung zur Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder  
ein Aufenthaltsverbot vorliegt (BFA, o.J.). Auch EU Bürger:innen können grundsätzlich ausgewiesen 
werden, wenn ihnen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht mehr zukommt.78

In der Praxis stehen Abschiebungen nicht selten rechtliche, humanitäre oder praktische Gründe 
gegenüber, die eine Abschiebung undurchführbar machen (Geddes et al., 2020:111f). Beispielsweise 
können Personen wegen des Non-Refoulement-Prinzips nicht in Länder abgeschoben werden, in 
denen ein Risiko von schweren Menschenrechtsverletzungen besteht. Die Achtung der Familien- 
und Privatsphäre (Artikel 8 EMRK) oder gesundheitliche Gründe können Abschiebungen ebenfalls 
entgegen stehen. Abschiebungen sind zum Teil auch aufgrund fehlender Rückübernahmebereitschaft der 
Herkunftsländern nur eingeschränkt oder nicht möglich. In der Literatur wird dieses Phänomen der 
Nicht-Abschiebbarkeit als deportation gap79 bezeichnet (Rosenberger et al., 2018).

9.1 Freiwillige Rückkehr

Unter dem Leitgedanken „Rückkehr mit Perspektiven“ 
bot Österreich im Jahr 2023 in 40 Herkunftsländern 
Reintegrationsprogramme für freiwillige Rückkehrer:innen 
an. Die Reintegrationsprogramme sollen durch Beratung, 
Weiterbildung, Finanzierung einer Geschäftsidee oder 
medizinischer Unterstützung einen individuellen Neustart 
im Herkunftsstaat erleichtern. Sie wurden überwiegend im 
Rahmen des Joint Reintegration Services (JRS) von Frontex sowie auch mit anderen Kooperationspartner:innen 
wie der Internationale Organisation für Migration (IOM), European Technology and Training Centre (ETTC),  

78  § 66 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung des BGBl. I Nr. 202/2022.
79  In der Literatur und im politischen Diskurs wird in diesem Kontext auch oft die Rückkehrquote („return rate“) herangezogen. Auf die Problematik im Zusammenhang 

mit der Vergleichbarkeit und Verlässlichkeit der Daten sowie der Verwendung der Rückkehrquote im politischen Diskurs wiesen beispielsweise Stutz und Trauner 
hin (Stutz und Trauner, 2021). 

 á Reintegrationsangebot in  
40 Herkunftsländern

 á Maßnahmenpaket zur Förderung der 
freiwilligen Rückkehr in den Irak
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French Office for Immigration and Integration (OFII) umgesetzt (BMI, 2023i).80 Zudem erschien im März 2023 
die von IOM Österreich in Kooperation mit Reintegrationspartner:innen erstellte Broschüre „Geschichten 
über Rückkehr und Reintegration“. Die Broschüre wurde vom Bundesministerium für Inneres (BMI) in Auftrag 
gegeben und bietet Informationen und Erfahrungen zum Rückkehr- und Reintegrationsprozess (BMI, 2023i). 
Des Weiteren wurde 2023 eine von IOM Österreich in Auftrag gegebene Studie publiziert, die Motive 
freiwilliger Rückkehrer:innen im Kontext der nationalen und EU-Rückkehrstrategien sowie vorhandener 
Unterstützungsmechanismen analysierte81 und daraus Handlungsansätze für die Weiterentwicklung des 
österreichischen Systems der freiwilligen Rückkehr ableitete (Angleitner et al., 2023).

In Zusammenhang mit der verstärkten Rückkehrzusammenarbeit mit dem Irak (siehe Kapitel 9.3) setzte 
das BMI in der zweiten Jahreshälfte ein Maßnahmenpaket zur Förderung der freiwilligen Rückkehr 

in den Irak um. Unter anderem erhielten freiwillige Rückkehrer:innen von 3. Oktober bis 31. Dezember 
2023 einen finanziellen Sonderbonus von EUR 1.000 EUR pro Person (maximal EUR 3.000 pro Familie) 
als Rückkehrhilfe (BBU GmbH, 2023; BFA, 2023c). Das Maßnahmenpaket umfasste die Verbesserung der 
Abläufe rund um die Beschaffung von Ersatzreisedokumenten, die Durchführung von erneuten Rückkehr-
beratungen, die Einbindung von zwei Reintegrationsberater:innen aus dem Irak im Rahmen des Pilotprojekts 
„Joint  Reintegration Counselling Missions“ (JRCM) von Frontex, Kommunikationsmaßnahmen (online und in 
Präsenz) sowie Maßnahmen im zwangsweisen Rückkehrbereich.82

9.2 Zwangsweise Außerlandesbringungen

Im Jahr 2023 wurden die von Österreich organisierten Charter-
rückführungen fast gänzlich als Frontex Joint Return Operation 
(JRO) durchgeführt, sofern keine anderslautenden Vorgaben aus 
Drittstaaten vorlagen. Zudem wurde der bilaterale Austausch mit 
anderen EU-Mitgliedsstaaten weiter ausgebaut.83 Ein Fokus lag auf der 
Rückführung von straffälligen Personen (BFA, 2023b).

80  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 
Abkommen, 23. Jänner 2024.

81  Als Motive für eine freiwillige Rückkehr wurden beispielsweise der Wunsch nach Nähe zu Familie oder Freund:innen, eine fehlende Bleibeperspektive sowie 
gesundheitliche Gründe identifiziert. Zu den Motiven gegen eine freiwillige Rückkehr zählen Verfolgung und fehlende Erwerbsperspektiven im Herkunftsland, 
soziale Beziehungen, Schul- und Ausbildungskarrieren sowie Erwerbseinkommen in Österreich sowie formalrechtliche Gründe (wie z. B. das Abwarten eines 
Asylverfahrens).

82  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 
Abkommen, 23. Jänner 2024.

83  Ebd.

 á Großteil der Abschiebungen 
betrifft EU-Bürger:innen
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Tabelle 1: Anzahl der Ausreisen aus Österreich nach Kategorie (2022 und 2023)

2022 2023

Freiwillige Ausreisen 8 079 6 910

Außerlandesbringungen 4 471 5 990

davon Abschiebungen 3 371 4 750

davon Dublin-Überstellungen 1 100 1 240

Ausreisen gesamt 12 550 12 900

Quelle:  BMI, 2023h:20; 2024c:21.

Zu beachten ist, dass ein Großteil der Abschiebungen EU-Bürger:innen betrifft. Aus einer parlamentarischen 
Anfragebeantwortung von November 2023 geht etwa hervor, dass zwischen Jänner und August 2023 3.991 
Abschiebungen erfolgten, wovon 2.240 (56%) EU-Bürger:innen betrafen (BMI, 2023g:14–16).

9.3 Drittstaatskooperationen im Bereich der Rückkehr

Im Jahr 2023 verstärkte Österreich die Kooperation 
mit Drittstaaten im Bereich der Rückkehr. Unter 
anderem bildeten Rückkehr und Reintegration 
einen zentralen Bestandteil der Erklärung zwischen 
 Österreich und Marokko (BMI, 2023e:2, siehe auch 
Kapitel 8.2). Der Kooperation mit Marokko wird insbe-

sondere im Hinblick auf die Rückkehrvorbereitung 
(Feststellung der Nationalität und bei der Ausstellung 
von Heimreisezertifikaten) hohe Bedeutung zugemessen (BMI, 2023b, 2023e). Aus einer parlamentarischen 
Anfragebeantwortung geht hervor, dass von Jänner bis August 2023 mehr als dreimal so viele Heimreisezerti-
fikate für marokkanische Staatsangehörige ausgestellt wurden als im gesamten Jahr 2022 (BMI, 2023g:10–11).

Um die Zusammenarbeit zwischen Österreich und Armenien bei der Rückübernahme von Personen mit 
irregulärem Aufenthalt zu stärken und diese zu erleichtern,84 unterzeichneten Österreich und Armenien am 

18. Juli 2023 ein Durchführungsprotokoll für die Rücknahme von irregulär aufhältigen Migrant:innen.85 Das 

Protokoll legt unter anderem die Zuständigkeiten, Abläufe, Grenzübergangsstellen sowie Kontaktdaten fest.86

84  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten (BMEIA), 25. Jänner 2024.
85  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 

Abkommen, 23. Jänner 2024; Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten, 25. Jänner 2024.
86  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 

Abkommen, 23. Jänner 2024.

 á Durchführungsprotokoll zur Rücknahme mit 
Armenien

 á Absichtserklärung zu Kooperation mit Irak

 á Regelungen zu Rückkehr in Vereinbarungen 
mit Marokko und dem Abkommen mit Indien
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Mit dem Ziel die freiwillige Rückkehr und Reintegration irakischer Staatsangehöriger weiter zu fördern und 
die Rückführung irakischer Staatsangehörigen zu erleichtern,87 unterzeichneten Österreich und der Irak am 

20. Juli 2023 eine Absichtserklärung zur verstärkten Kooperation in Migrationsfragen (BMI, 2023t). Bereits 
2018 wurde im EU-Irak Partnerschafts- und Kooperationsabkommen die Rückübernahme explizit festge-

halten.88 Darauf basierend wurde im Oktober 2023 erstmals ein Charterrückflug in den Irak durchgeführt,89 

nachdem im September 2023 die österreichische Botschaft in Bagdad wiedereröffnet und ein Memorandum of 

Understanding mit dem Irak abgeschlossen wurden (siehe Kapitel 8.2). Medienberichten zufolge protestierten 
mehrere Flüchtlingsorganisationen gegen die Charterabschiebung (Brickner et al., 2023b). Auch die Partei Die 
Grünen sah die Abschiebung kritisch und wies darauf hin, dass es kein offizielles Rückführungsübereinkommen 
gibt (Brickner et al., 2023c). 

Um die Zusammenarbeit bei der Rückführung zu stärken und diese zu erleichtern (Artikel 1 Z 5), wurden im 
Migrations- und Mobilitätsabkommen zwischen Österreich und Indien auch Regelungen über die Rückführung 
von ausreisepflichtigen Staatsangehörigen vorgesehen.90 Diese betrafen beispielsweise die Feststellung der 
Staatsangehörigkeit, die Ausstellung von (Ersatz-)Reisedokumenten, unterschiedliche Fristen, die Übernahme 
der Kosten sowie Modalitäten der Kommunikation und den Austausch von Daten (Artikel 11). Die freiwillige 
Rückkehr wurde als bevorzugte Option vereinbart. Österreich erklärte sich bereit, Rückkehrberatung und 
erforderlichenfalls auch finanzielle Unterstützung für die freiwillige Rückkehr anzubieten (Artikel 12). Das BMI 
gab an, Rückführungen von indischen Staatsbürger:innen, deren Asylverfahren in Österreich rechtskräftig 
negativ abgeschlossen sind, zu forcieren (Der Standard, 2023b). Laut einer parlamentarischen Anfragebe-

antwortung haben im Zeitraum Jänner bis August 2023 382 indische Staatsangehörige Österreich verlassen,  
72 Inder:innen wurden abgeschoben. Die Anzahl der ausgestellten Heimreisezertifikate hat sich von 237 in 
2022 auf 474 in Jänner bis August 2023 verdoppelt (BMI, 2023g).

87  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 
Abkommen, 23. Jänner 2024.

88  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung), 10. Mai 2024.
89  Schriftlicher Beitrag: Bundesministerium für Inneres, Abteilung V/B/10 (Rückkehr, Reintegration und Qualitätsentwicklung) in Abstimmung mit dem Team 

Abkommen, 23. Jänner 2024.
90  Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Indien über eine umfassende Partnerschaft für Migration und 

Mobilität, BGBl. III Nr. 127/2023.
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Liste der Abkürzungen und Übersetzungen

Deutscher Begriff
Deutsche 

Abkürzung
Englischer Begriff

Englische 

Abkürzung

Amtsblatt der Europäischen 
Union

ABl.
Official Journal of the 
European Union

OJ

Arbeiterkammer AK Chamber of Labour –

Arbeitsmarktservice AMS Public Employment Service –

Asylagentur der Europäischen 
Union

EUAA
European Union Agency for 
Asylum

EUAA

Asylgesetz 2005 AsylG 2005 Asylum Act 2005 –

Ausländerbeschäftigungsgesetz AuslBG
Act Governing the 
Employment of Foreign 
Nationals

–

beziehungsweise bzw. respectively –

Bundesagentur für Betreuungs- 
und Unterstützungsleistungen

BBU GmbH
Federal Agency for 
Reception and Support 
Services

–

Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl

BFA
Federal Office for 
Immigration and Asylum

–

Bundesgesetzblatt BGBl. Federal Law Gazette FLG.

Bundeskanzleramt BKA Federal Chancellery –

Bundesministerium für Arbeit 
und Wirtschaft

BMAW
Federal Ministry of Labour 
and Economy

–

Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung 

BMBWF
Federal Ministry of 
Education, Science and 
Research 

–

Bundesministerium für 
europäische und internationale 
Angelegenheiten

BMEIA

Federal Ministry for 
European and International 
Affairs

–
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Deutscher Begriff
Deutsche 

Abkürzung
Englischer Begriff

Englische 

Abkürzung

Bundesministerium für Inneres BMI
Federal Ministry of the 
Interior

MoI

Bundesministerium für Justiz BMJ Federal Ministry of Justice –

Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und 
Technologie

BMK

Federal Ministry for Climate 
Action, Environment, Energy, 
Mobility, Innovation and 
Technology

–

Bundesministerium für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz

BMSGPK
Federal Ministry of Social 
Affairs, Health, Care and 
Consumer Protection

–

Bundes-Verfassungsgesetz B-VG Federal Constitutional Act –

Bundesverwaltungsgericht BVwG Federal Administrative Court –

Europäisches 
Migrationsnetzwerk

EMN
European Migration 
Network

EMN

Europäische Union EU European Union EU

Hoher Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen 

UNHCR
United Nations High 
Commissioner for Refugees

UNHCR

Freiheitliche Partei Österreich FPÖ Austrian Freedom Party –

Fremdenpolizeigesetz 2005 FPG Aliens Police Act 2005 –

Gerichtshof der Europäischen 
Union

EuGH
Court of Justice of the 
European Union

CJEU

Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz

GuGK Health Care Act –

Grundversorgungsvereinbarung 
– Art. 15a B-VG

GVV

Agreement between 
the Federal State and 
the Provinces on Basic 
Care – Art. 15a Federal 
Constitutional Act

–
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Deutscher Begriff
Deutsche 

Abkürzung
Englischer Begriff

Englische 

Abkürzung

Industriellenvereinigung IV
Federation of Austrian 
Industries

–

Integrationsgesetz IntG Integration Act –

Internationale Organisation für 
Migration

IOM
International Organization 
for Migration

IOM

Nationaler Kontaktpunkt NKP National Contact Point NCP

NEOS – Das Neue Österreich NEOS NEOS – The New Austria NEOS

Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz 

NAG
Settlement and Residence 
Act

–

Oberster Gerichtshof OGH Supreme Court –

Österreichischer 
Gewerkschaftsbund 

ÖGB
Austrian Trade Union 

Federation
–

Österreichischer 
Integrationsfonds

ÖIF Austrian Integration Fund –

Österreichischer Rundfunk ORF
Austrian Broadcasting 
Corporation

–

Österreichische Volkspartei ÖVP Austrian People’s Party –

Rot-Weiß-Rot – Karte RWR-Karte Red-White-Red Card
RWR 
Card

Schengener Grenzkodex SGK Schengen Borders Code –

Seite S. page p.

Sozialdemokratische Partei 
Österreichs

SPÖ
Social Democratic Party of 
Austria

–

Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 StbG Citizenship Act 1985 –

Unbegleitete Minderjährige 
Fremde

UMF Unaccompanied minors –
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Deutscher Begriff
Deutsche 

Abkürzung
Englischer Begriff

Englische 

Abkürzung

Verfassungsgerichtshof VfGH
Supreme Constitutional 
Court

–

Vertriebenen-Verordnung
Vertriebenen 
VO

Regulation on Displaced 
Persons

–

Wirtschaftskammer Österreich WKÖ
Austrian Federal Economic 
Chamber

–
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Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im 
Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbe-

reich auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 
2008 bildet die Ratsentscheidung 2008/381/EG die 
Rechtsgrundlage des EMN. Nationale Kontaktpunkte 
(NKPs) wurden in allen EU-Mitgliedstaaten (mit 
Ausnahme Dänemarks) und EMN-Beobachterstaaten 
(Norwegen, Georgien, der Republik Moldau, Ukraine, 
Montenegro, Armenien und Serbien) geschaffen.

Aufgabe des EMN ist es, den Institutionen der 
Europäischen Union (EU) sowie nationalen 
Behörden und Institutionen aktuelle, objektive, 
verlässliche und vergleichbare Informationen 
über Migration und Asyl bereitzustellen, um die 
diesbezügliche Politikgestaltung in der EU zu unter-
stützen. Aufgabe des EMN ist es auch, die breite 
Öffentlichkeit mit Informationen zu der genannten 
Thematik zu versorgen.

Der NKP Österreich ist – basierend auf einem 
Abkommen mit dem Bundesministerium für Inneres –  
in der Abteilung für Forschung und Migrationsrecht 
des Landesbüros für Österreich der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) angesiedelt. Das 
IOM Büro wurde 1952 eingerichtet, als Österreich 
eines der ersten Mitgliedstaaten der Organisation 
wurde. Hauptaufgabe des IOM Landesbüros ist es, 
nationale Migrationsthemen und aufkommende 
Trends zu analysieren und entsprechende nationale 
Projekte und Programme zu planen und umzusetzen.

Zu den Hauptaufgaben der NKP im Rahmen der 
Umsetzung des EMN-Arbeitsprogramms zählen 

die Erstellung der jährlichen Politikberichte, die 
Erstellung themenspezifischer Studien, die Beant-
wortung der von anderen NKP oder der Europäi-
schen Kommission gestellten Ad-hoc-Anfragen, 
sowie die Umsetzung von Aktivitäten zur Förderung 
der Sichtbarkeit des EMN und die Netzwerkarbeit 
in verschiedenen Foren. Darüber hinaus richten 
die NKP in jedem Land nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen 
ein, welche im Bereich Migration und Asyl tätig sind.

Grundsätzlich betreiben die NKP keine Primärfor-
schung, sondern sammeln und analysieren bereits 
vorhandene Daten und Informationen; bei Bedarf 
werden diese durch die eigenständige Erhebung von 
zusätzlichen Informationen ergänzt. EMN-Studien 
werden nach gemeinsamen Studienvorlagen erstellt, 
um innerhalb der EU und Norwegens vergleichbare 
Ergebnisse zu erzielen. Da die Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse häufig mit Herausforderungen verbunden 
ist, hat das EMN ein Glossar erstellt, welches die 
Anwendung einheitlicher Definitionen und Termino-

logien in allen nationalen Berichten sicherstellt.

Nach der Fertigstellung der nationalen Berichte 
erstellt die Europäische Kommission mithilfe eines 
Dienstleisters einen Synthesebericht, welcher die 
wichtigsten Ergebnisse der einzelnen nationalen 
Ber ichte zusammenfasst . Zusätzlich werden 
themenspezifische Kurzbeschreibungen, sogenannte 
EMN-Informs, als kurze Zusammenfassungen und 
Vergleiche nationaler Ergebnisse zu ausgewählten 
Themen erstellt. Alle nationalen Studien, Synthe-

seberichte, Informs und das Glossar sind auf der 
Webseite der Generaldirektion Migration und 
Inneres der Europäischen Kommission verfügbar.

DAS EUROPÄISCHE MIGRATIONSNETZWERK



Das Europäischen Migrationsnetzwerk (EMN) wird von der Europäischen Kommission koordiniert und besteht aus Nationalen Kontaktpunkten in jedem  
EU-Mitgliedstaat (außer Dänemark) und den EMN-Beobachterstaaten Norwegen, Georgien, der Republik Moldau, der Ukraine, Montenegro, Armenien und Serbien.  

Der Nationale Kontaktpunkt Österreich wird von der Europäischen Kommission und dem österreichischen Bundesministerium für Inneres finanziert.


